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1 Vorreiterpolitik 
für eine ökologische Transformation  

1.1 Einleitung 

1.1.1 Globale Wachstumstrends 

erfordern eine ökologische Transformation 

14. Seit etwa der Mitte des letzten Jahrhunderts haben sich sozio-ökonomische 

Wachstumstrends – beispielsweise die Bevölkerungsentwicklung, das Wirtschaftswachstum, 

das Verkehrsaufkommen, die Nahrungsmittelproduktion und die Energieerzeugung – global 

stark beschleunigt (s. Abb. 1-1). Die mit diesen Entwicklungen verbundenen 

Umweltbelastungen nehmen in vielen Bereichen dramatisch zu. Damit steigt auch das Risiko 

von abrupten und irreversiblen Umweltveränderungen mit gravierenden sozialen, politischen 

und wirtschaftlichen Folgen. Bei der Überfrachtung der Umwelt mit Nährstoffen durch die Tier- 

und Nutzpflanzenproduktion, beim Verlust an Biodiversität und beim Klimawandel wurden 

planetarische Grenzen bereits überschritten (IPCC 2014; ROCKSTRÖM et al. 2009; 

STEFFEN et al. 2015b; WBGU 2014b). Der menschliche Einfluss auf das globale Erdsystem 

ist inzwischen so stark, dass Naturwissenschaftler sich mit der Frage auseinandersetzen, ob 

diese Entwicklung als neue geologische Epoche – als sogenanntes Anthropozän – angesehen 

werden sollte (STEFFEN et al. 2015b; CRUTZEN 2002). Auch in Europa zeichnen sich beim 

Zustand der Umwelt – trotz einiger Verbesserungen der Qualität von Wasser, Boden und Luft 

– für die meisten Bereiche negative Langzeittrends ab (EEA 2015b; Statistisches Bundesamt 

2014; MEYERHOFF und PETSCHOW 2014; Deutscher Bundestag 2015). 

Abbi ldung 1-1 

Die Beschleunigung des menschlichen Einflusses auf das Erdsystem  

 

SRU/UG 2016/Abb. 1-1; Datenquelle: STEFFEN et al. 2015a 
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Angesichts der tiefgreifenden Veränderungen, die erforderlich sind, um die Dynamik einer 

zunehmenden Übernutzung von Ressourcen und Senken zu durchbrechen, ist die aktuelle 

Umweltkrise nicht nur eine technische, sondern vor allem eine politische und gesellschaftliche 

Herausforderung. Notwendig sind nicht nur neue technische Lösungen, sondern Strategien, 

um politische Entscheidungsprozesse in der Demokratie besser an diesen Erfordernissen 

auszurichten und zu beschleunigen.  

1.1.2 Vom technischen Umweltschutz 

zum sozio-technischen Wandel 

15. In der Vergangenheit war Umweltpolitik besonders dann erfolgreich, wenn Probleme 

klar abgegrenzt, Verursacher bekannt und technisch wirksame Lösungen verfügbar waren. 

Dabei war mit anspruchsvollem Umweltschutz auch wirtschaftlicher Erfolg verbunden, wenn 

es gelang, die in umweltpolitischen Vorreiterländern entwickelten Technologien und Produkte 

auch international erfolgreich zu vermarkten. Unterstützend wirkte, dass auch die 

Umweltpolitik der Vorreiterländer internationale Verbreitung fand. Ein ökologischer 

Strukturwandel, also das Wachstum umweltschonenderer Branchen und das Schrumpfen 

stark verschmutzender Branchen, ging mit dieser Art des technischen Umweltschutzes in den 

verursachenden Sektoren und Politikbereichen in der Regel nicht einher. 

Dieses Modell des Umweltschutzes stößt heute in vielen Bereichen an seine Grenzen. Dies 

gilt insbesondere für Umweltprobleme, die nur teilweise durch technische Lösungen 

vermieden werden können, beispielsweise den Biodiversitätsverlust und den 

Flächenverbrauch (s. Kap. 4 und 5). Auch dort, wo technische Lösungen erfolgreich sind, 

besteht die Gefahr, dass Verbesserungen durch eine Zunahme der verursachenden 

ökonomischen Aktivität – beispielsweise steigende Verkehrsleistung – teilweise oder sogar 

vollständig aufgezehrt werden (vgl. SRU 2012). 

Angesichts der Dynamik der globalen Trends ist es dringend erforderlich, grundlegende 

Änderungsprozesse in verschiedenen Handlungsfeldern anzustoßen. Unter einer solchen 

ökologischen Transformation versteht der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) im 

Folgenden weitreichende Veränderungen der Industriegesellschaft, die sich über mehrere 

Jahrzehnte erstrecken können. Sie umfassen neben einem radikalen Technikwandel auch 

soziale und institutionelle Innovationen mit dem Ziel eines Wirtschaftens innerhalb 

planetarischer Grenzen (SRU 2012; SCHNEIDEWIND und SINGER-BRODOWSKI 2013). 

Die damit verbundenen Herausforderungen stellen sich für verschiedene Handlungsfelder 

unterschiedlich dar: Das Langfristziel eines klimaneutralen Deutschlands erfordert nicht nur 

den Ausbau der erneuerbaren Energien und die weitgehende Elektrifizierung vieler 

Verwendungsbereiche, es verändert die politische und ökonomische Struktur der 

Energieerzeugung, ist eine Herausforderung für die Flexibilität des Energiesystems und 

erfordert die Koordination vieler Akteure und Systemkomponenten (SRU 2013b). Das Ziel 
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einer Kreislaufführung von Rohstoffen reicht weit über abfallwirtschaftliche Recyclingvorgaben 

hinaus und erfordert neue Geschäftsmodelle sowie einen Wandel von Produktdesign und 

Nutzerverhalten. Eine Transformation des Agrarsektors ist mit einem Paradigmenwechsel hin 

zu naturverträglichen Formen der Landwirtschaft und neuen Konsummustern, wie eines 

reduzierten Fleischkonsums, verbunden. Umweltpolitik darf somit nicht auf den Ausbau der 

klassischen Umweltbranchen und die verstärkte Anwendung umweltverträglicher 

Technologien begrenzt sein, sondern muss auch gesellschaftliche Transformationsprozesse 

umfassen (FANKHAUSER et al. 2013, S. 903; MOSTERT 2011, S. 404; EEA 2015b). 

1.1.3 Deutschland als Vorreiter der Transformation 

16. Viele nationale und internationale Akteure betonen inzwischen die Notwendigkeit, 

weitreichende Transformationen anzustoßen (REISCH und BIETZ 2014; Enquete-

Kommission „Wachstum Wohlstand Lebensqualität“ 2013; Europäische Kommission 2014b; 

WBGU 2014b; United Nations Secretary-General's High-Level panel on Global Sustainability 

2012; MEYERHOFF und PETSCHOW 2014; UBA 2013; United Nations – General Assembly 

2015). Diese Erkenntnisse führen nicht immer zu konkreten Umsetzungsschritten. Ziel dieses 

Kapitels ist es, die politischen und gesellschaftlichen Erfolgsbedingungen eines solchen 

Wandels näher zu beleuchten und sie in einem nächsten Schritt auf zentrale Handlungsfelder 

umweltpolitischer Transformationen zu beziehen. Solche Handlungsfelder sind nicht nur im 

nationalen, sondern auch im europäischen und internationalen Kontext zu begreifen. Aus 

diesem Grunde hebt der SRU in diesem Kapitel den Zusammenhang zwischen ökologischen 

Transformationen und Vorreiterrolle hervor.  

17. Gegen die Bemühung, ökologische Transformationen in Deutschland anzustoßen, wird 

gelegentlich eingewandt, dass rein nationale Anstrengungen bei globalen Problemen keinen 

wesentlichen Nutzen haben. So kritisierte der Wissenschaftliche Beirat des 

Bundesfinanzministeriums, dass Deutschland beim Klimaschutz durch zu hohe wirtschaftliche 

Kosten „in Vorleistung“ gehe, obwohl nationale Emissionsminderungen ohne ein wirksames 

globales Abkommen wirkungslos blieben (Wissenschaftlicher Beirat beim BMF 2010). 

Demgegenüber spricht sich der SRU ausdrücklich dafür aus, dass Deutschland bei den 

Bemühungen für den nachhaltigen Umbau der Industriegesellschaft eine Vorreiterrolle 

einnimmt. Umweltpolitische Vorreiter zeichnen sich dadurch aus, dass sie Neuerungen 

umsetzen, die vorbildlich sind und die von anderen Ländern nachgeahmt werden. Dafür 

sprechen aus Sicht des SRU zahlreiche Argumente: 

– Globale Umweltpolitik benötigt nationale Vorreiter: In der Vergangenheit waren es häufig 

einzelne Länder, deren Vorreiterrolle eine internationale Einigung auf einem relativ hohen 

Schutzniveau ermöglicht hat. Sowohl der europäische als auch der internationale 

Umweltschutz gründeten häufig auf Initiativen, die bereits auf nationaler Ebene erprobt 

waren (s. Kap. 1.3). Vorreiter können die internationale Wahrnehmung von Themen 

schärfen, Problemlösungen aufzeigen und diese aktiv in die internationalen 
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Verhandlungsprozesse einbringen. Ohne aktive Vorreiter ist dynamische internationale 

Umweltpolitik nicht zu erwarten. 

– Bei der Erhaltung unterschiedlicher globaler, nationaler und lokaler Schutzgüter können 

Synergien genutzt werden: So ist die Stärkung umweltfreundlicher Verkehrsträger nicht nur 

ein Beitrag zum globalen Klimaschutz, sondern kann auch die lokale Luftqualität 

verbessern, Verkehrslärm verringern und die Lebensqualität in Ballungsräumen steigern 

(SRU 2012, Kap. 5). Solche Zusatznutzen werden durch einen „polyzentrischen Ansatz“ 

erreicht: Viele Akteure ergreifen auf verschiedenen Handlungsebenen Maßnahmen und 

lernen voneinander (OSTROM 2009). Die multilaterale internationale Klimapolitik muss 

weiterhin einen wichtigen Beitrag für den Klimaschutz leisten (s. a. Tz. 31). Aber auch wenn 

es noch nicht gelungen ist, einen globalen einheitlichen Ansatz abzustimmen, darf dies 

nicht dazu führen, dass sinnvolle umweltpolitische Maßnahmen ausbleiben. Das 

Zusammenwirken zwischen globalen Top-down-Ansätzen und lokalen Bottom-up-Ansätzen 

hat der SRU zuletzt am Beispiel der Stickstoffproblematik erläutert (SRU 2015c, Kap. 2 und 

3). 

– Deutschland hat exzellente Voraussetzungen, ein globaler Vorreiter für ökologische 

Transformationen zu werden. Zu diesen Voraussetzungen zählen insbesondere ein starkes 

Innovationssystem, eine große Wirtschaftskraft und eine stabile gesellschaftliche 

Unterstützung für aktive Umweltpolitik. 

– In vielen Fällen stärkt Vorreiterpolitik die Wettbewerbsfähigkeit. Durch nationale 

Regulierung kann die Entstehung innovativer Märkte („Lead Markets“) unterstützt werden. 

So ist der Anteil der Umweltsektoren an der Wirtschaftsleistung in Deutschland beständig 

gewachsen (s. a. Tz. 30 und Tz. 135). 

– Der ökologische Fußabdruck Deutschlands reicht weit über die nationale Grenzen hinaus. 

Neue verbrauchsbasierte Indikatoren zeigen, dass Deutschland durch Importe in 

erheblichem Maße auf die natürlichen Ressourcen anderer Kontinente zurückgreift und 

deutlich stärker in der Verantwortung steht, als dies bei rein nationaler Betrachtung sichtbar 

wird (BRINGEZU und SCHÜTZ 2014; EEA 2015b, S. 40 f.; HOFF et al. 2014). 

– Schließlich kann Deutschland nicht von anderen Ländern fordern, was es selbst nicht 

leistet. Eine glaubwürdige Position bei internationalen Verhandlungen zum Erhalt der 

natürlichen Lebensgrundlagen setzt auch eigene – gegebenenfalls auch einseitige – 

Maßnahmen voraus (s. a. Tz. 30). 

1.2 Neuere theoretische Ansätze 

der Transformationsforschung 

18. Der Forschungsstand zu umweltpolitischen Transformationsprozessen hat sich in den 

letzten Jahren ausdifferenziert. Erkenntnisse über Transformationsprozesse entstammen 

nicht allein einer Disziplin. Sie entspringen unter anderem den Forschungsfeldern des 
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Transition Managements, der Innovations- und Diffusionsforschung, der Postwachstums- und 

Suffizienzforschung sowie dem Change Management (SCHNEIDEWIND 2013; für eine 

Differenzierung der innovationsorientierten Literatur s. QUITZOW 2013). In der frühen 

Transformationsforschung wurde vor allem der Einfluss von technischen Innovationen auf 

technologischen Wandel untersucht (DOSI 1988). Im Laufe der Zeit wurde diese Perspektive 

erweitert und Veränderungen zunehmend als sozio-technischer Wandel beschrieben (GEELS 

2004; MALERBA 2002). Zur Erklärung von Änderungen werden nun auch soziale und 

institutionelle Innovationen als einflussreiche Faktoren herangezogen (PEREZ 2009; 

SCHAFFRIN et al. 2014; NEGRO 2007; DOLATA 2009; HEKKERT et al. 2007; 

SCHNEIDEWIND 2013). Technische und gesellschaftliche Entwicklung findet in 

wechselseitiger Anpassung statt, was auch als Koevolution verstanden wird (GEELS 2004; 

HEKKERT et al. 2007; ROTMANS und LOORBACH 2008; DOLATA 2009; ROTMANS et al. 

2001). 

Zentrale Forschungsfragen betreffen die Charakteristika, Schlüsselakteure, Mechanismen und 

Treiber eines ökologischen Strukturwandels. Die Änderungsdynamik wird außerdem von den 

sich im Wandel befindlichen öffentlichen Diskursen, Erzählungen und Leitbildern in 

unterschiedlichen Handlungsfeldern beeinflusst (SCOONES et al. 2015a; für eine 

Gesamtauswertung s. a. GRIEßHAMMER und BROHMANN 2015). 

19. Die Transformationsforschung stellt die grundsätzliche Frage nach der Steuerbarkeit 

von Transformationsprozessen. In der Literatur wird beschrieben, dass diese Prozesse nicht 

zentral gesteuert werden, sondern sich vielmehr verschiedene polyzentrische 

Veränderungsprozesse – nicht notwendigerweise harmonisch – nebeneinander her 

entwickeln. Faktoren dieser Koevolution sind beispielsweise Technologiewandel, Markttrends, 

der gesellschaftliche Wertewandel oder die Zyklen sozialer Bewegungen. Auf der einen Seite 

gibt es also einen erhöhten Steuerungs- und Koordinationsbedarf. Auf der anderen Seite gibt 

es für die vielen Trends kein Steuerungszentrum. Diesen Sachverhalt bezeichnet der SRU als 

Steuerungsparadox. Vor diesem Hintergrund wird in der Diskussion auch die Rolle des Staates 

im Rahmen einer marktwirtschaftlichen Grundordnung neu interpretiert. Die Fähigkeit des 

Staates, all diese Veränderungsprozesse zu steuern, wird häufig skeptisch gesehen 

(COLANDER und KUPERS 2014). Staatliches Handeln hat aber nach Ansicht vieler Autoren 

für das Gelingen von Transformationen eine große Bedeutung, denn kein anderer Akteur hat 

vergleichbare Ressourcen, um Prozesse zu koordinieren, einzelne Innovationen hoch zu 

skalieren und Unsicherheiten zu verringern (MAZZUCATO 2015; GRIEßHAMMER und 

BROHMANN 2015; DOLATA 2008). Wettbewerblich organisierte Märkte werden weiterhin 

eine zentrale und unverzichtbare Rolle spielen. Staatliches Handeln dient vor allem dazu, 

diesen den angemessenen Ordnungs- und Orientierungsrahmen zu setzen, insbesondere 

dort, wo externe Effekte oder andere Formen von Marktversagen festgestellt werden. 
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1.2.1 Zentrale Rolle von Innovationen 

20. Innovationen stehen am Anfang von Transformationsprozessen (für das Grundschema 

s. insbesondere GEELS 2004; 2002; GEELS und SCHOT 2007). Sie entstehen oft in 

ökonomischen und gesellschaftlichen Nischen. In diesen häufig durch politische Maßnahmen, 

private gemeinwohlorientierte Initiativen oder separate Unternehmensbereiche geschützten 

Nischen können sich radikale Innovationen jenseits der allgemein üblichen (Markt-)Regeln, 

Institutionen und Praktiken leichter entwickeln. Beispiele aus der Vergangenheit sind der 

ökologische Landbau und das private Carsharing. 

21. Eine entscheidende Phase der Transformationsprozesse tritt ein, wenn diese 

Nischeninnovationen breitere gesellschaftliche, politische und ökonomische Relevanz 

erhalten und damit auch Einfluss auf die Spielregeln, Normen, Institutionen und 

Machtkonstellationen nehmen. Die Transformationsforschung stellt diesen Übergang von der 

Nische zum etablierten Regelsystem gelegentlich als Diffusions- und Beschleunigungsprozess 

dar (NEGRO 2007). Andere begreifen ihn als wenig planbaren Suchprozess und betonen die 

Konflikthaftigkeit von Transformationsprozessen (NEWELL 2015). 

Der Transformationsforschung zufolge gelten Innovationen als Treiber von Veränderungen, 

wenn sie in den Wettbewerb mit Regeln und Praktiken des bestehenden Feldes treten 

(FLIGSTEIN und McADAM 2011, S. 9). Wie JÄNICKE (2010; 2013) am Beispiel verschiedener 

nationaler Klimaschutzziele und des Ausbaus der erneuerbaren Energien gezeigt hat, kann 

hierbei eine wechselseitige Beschleunigung von politischen Zielvorgaben und Maßnahmen, 

technologischer Innovation und Marktdynamik in den jeweiligen Politikfeldern ein wichtiger 

Treiber transformativer Prozesse sein. 

Der Staat kann Innovationen bremsen oder aber innovative Nischen unterstützen und 

abschirmen, indem er Nischenakteuren Raum zum Experimentieren gibt, finanzielle Förderung 

gewährt oder die Netzwerkbildung unterstützt (LOORBACH und ROTMANS 2010; GEELS und 

SCHOT 2007; KEMP et al. 1998; MARKARD et al. 2012; FLIGSTEIN und McADAM 2011; 

BAUKNECHT et al. 2015). Er kann sowohl auf die Angebotsseite (Entwicklung von 

Innovationen) als auch auf die Nachfrageseite (Nutzung von Innovationen) lenkend einwirken. 

Nicht zuletzt kann er die Diffusion von Innovationen auf die nächste Ebene und hin zu einer 

breiten Anwendung fördern. 

Die polit ische Dimension von Transformationsprozessen  

22. Damit eine Innovation in die Phase einer breiten Anwendung übertritt, ist es häufig nicht 

ausreichend, sie nur zu fördern (SZARKA 2012; HOWLETT 2014). Wesentliche Gründe dafür 

sind zum einen starke und langfristig gewachsene technologische und institutionelle 

Pfadabhängigkeiten und zum anderen Abwehrstrategien der etablierten Industrien und 

anderer Akteure gegenüber innovativen Praktiken (SZARKA 2012, u. v. m.). Diese politische 

Dimension wird in der Transformationsliteratur erst seit kurzem ausdrücklich untersucht 
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(GEELS 2014; LOCKWOOD 2015; MEADOWCROFT 2009; SCOONES et al. 2015b; 

NEWELL 2015; JORDAN und MATT 2014). Bisher hat der größte Teil der 

sozialwissenschaftlichen Transformationsforschung den Staat weniger aus einer macht- und 

interessenpolitischen (s. insbes. STIRLING 2014; zum Machtbegriff in der umweltpolitischen 

Forschung s. PARTZSCH 2015; WEILAND und PARTZSCH 2015), sondern eher aus einer 

Governance- oder Institutionen-Perspektive untersucht.  

23. Ausgangspunkt dieser Ansätze ist ein erweitertes Verständnis von 

Transformationsprozessen: So definiert die neuere Forschung Transformationen als 

grundlegende Restrukturierung der Machtverhältnisse innerhalb eines strategischen 

Handlungsfeldes (FLIGSTEIN und McADAM 2011; ähnlich auch NEWELL 2015; GEELS 2014, 

S. 15 und 17; STIRLING 2014). Dieser Ansicht zufolge widersprechen zumeist die Treiber der 

Innovation zunehmend der Logik des bestehenden Handlungsfeldes. Innovationen sind 

danach mehr als nur sozio-technische Veränderungen. Sie verschieben, wenn auch oft nur 

inkrementell, das Kräfteverhältnis zwischen den am Status quo interessierten Koalitionen und 

den veränderungsorientierten Akteuren. Die daraus resultierenden Machtpositionen und 

Interessenkonflikte bestimmen Möglichkeiten und Grenzen für Veränderung (FLIGSTEIN und 

McADAM 2011). 

Die grundsätzliche Dynamik wird in der Literatur folgendermaßen dargestellt: Diejenigen, die 

Veränderungen anstoßen, wollen Innovationen von der Nische zur breiten Anwendung 

verhelfen und fordern dadurch das bestehende System heraus. Sie werden in der 

angelsächsischen Literatur deshalb auch „Challenger“, also Herausforderer, genannt. Ihnen 

stehen die Status-quo-Interessen gegenüber (in der Literatur: „Incumbents“) (SCHNEIDER 

und VEUGELERS 2010; WELLS und NIEUWENHUIS 2012; HESS 2014; GEELS 2014; 

SMINK et al. 2015; KUNGL 2015; WASSERMANN et al. 2015). Um sie analytisch fassbar zu 

machen, werden beide Akteursgruppen in der Literatur idealtypisch unterschieden: 

In der Theorie wird erwartet, dass Status-quo-Interessen eine Bewahrung des bestehenden 

Systemzustandes bzw. die Stabilität des Handlungsfeldes anstreben. Status-quo-Interessen 

werden von jenen Akteuren vertreten, die einen überproportional großen Einfluss auf das 

Handlungsfeld ausüben und deren Interessen und Anschauungen sich zumeist stark in der 

vorherrschenden Organisationsform des Handlungsfeldes ausdrücken (FLIGSTEIN und 

McADAM 2011, S. 5). Sie zögern, sich selbst am innovativen Markt zu beteiligen, 

insbesondere wenn sie fürchten, dadurch Verluste in ihren bisherigen, etablierten 

Geschäftsfeldern zu erleiden. Inkrementelle Verbesserungen fallen ihnen leichter als radikale 

Innovationen (SCHNEIDER und VEUGELERS 2010). 

24. Wenn Status-quo-Interessen einen großen Einfluss haben, kann dies zu sogenannten 

Lock-in-Effekten führen. Eine Änderung des Status quo findet selbst dann nicht statt, wenn sie 

mit ökonomischen oder gesellschaftlichen Vorteilen verbunden wäre. Die Kosten, die 

Interessengruppen durch die Änderung befürchten, führen dazu, dass sie einen 
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grundlegenderen Wandel ablehnen. Ein Beispiel für ein Lock-in ist der weitere Ausbau CO2-

intensiver Energiesysteme trotz vorhandener Alternativen (UNRUH 2000, S. 8 ff.; HOLM-

MÜLLER und WEBER 2010). Es gibt verschiedene Akteursgruppen, die durch Status-quo-

Interessen geprägt sind. So können auch staatliche Akteure ein Interesse daran haben, die 

dominierende Logik des Handlungsfeldes, nach der sie selbst agieren, zu verstärken (s. 

Tz. 27 f.). Das schützt typischerweise die Vertreter von Status-quo-Interessen (FLIGSTEIN 

und McADAM 2011, S. 6; GEELS 2014, S. 7). FLIGSTEIN und McADAM (2011, S. 15) 

erachten aus diesem Grund eine Neuorientierung staatlicher Intervention als notwendige 

Bedingung für grundlegende Veränderungsprozesse. Auch innerhalb von 

Wirtschaftsbranchen und Unternehmen gibt es Lock-ins, die gesellschaftlichem Wandel 

entgegenstehen können (siehe z. B. WELLS und NIEUWENHUIS 2012, S. 1687). 

25. Den Status-quo-Interessen stehen Veränderungsinteressen gegenüber. Sie werden 

zunächst von Akteuren vertreten, die Nischen belegen und vergleichsweise wenig Einfluss auf 

die Funktionsweise des Handlungsfeldes nehmen (FLIGSTEIN und McADAM 2011, S. 6). Sie 

fordern die bestehenden sozio-technischen Systeme heraus und streben einen 

transformativen Wandel an. Sie erfahren aber eine vergleichsweise geringe Unterstützung 

durch Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit. Demgegenüber wurde die Handlungspraxis der 

Status-quo-Interessen über meist viele Jahre von staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren 

zumindest im Grundsatz akzeptiert und getragen (ebd., S. 9, 14 und 17). Das stellt eine 

zusätzliche Hürde für Innovationen durch Herausforderer dar. 

Die Zuordnung zu einer Interessengruppe kann sich im Zeitverlauf ändern. Darüber hinaus 

kann der gleiche Akteur mit seinen Interessen in einem Handlungsfeld eher Status-quo-

Interessen vertreten, während er in einem anderen Handlungsfeld als Vertreter von 

Veränderungsinteressen auftritt. Schließlich können Veränderungsinteressen auch 

untereinander in Konkurrenz stehen. 

Damit Phasen der Unsicherheit produktiv zur Unterstützung des gewünschten Wandels 

genutzt werden, können staatliche Akteure Änderungsprozesse fördern, insbesondere indem 

sie hemmende Dynamiken innerhalb eines Handlungsfeldes gezielt angehen, langfristig 

orientierte Sachurteile jenseits der Status-quo-Interessen stärker gewichten, 

Veränderungsinteressen stärker beteiligen und in die Entscheidungsfindung einbinden oder 

die Reformer im Lager der Besitzstandsinteressen stärken (ebd., S. 17). 
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Abbildung 1-2 

Rolle staatlicher Steuerung im Innovationsprozess  

 

SRU/UG 2016/Abb. 1-2 

Abbildung 1-2 zeigt die unterschiedlichen Aufgaben staatlicher Steuerung und ordnet sie den 

Phasen in einem Transformationsprozess zu. Aus der Abbildung wird auch deutlich, dass 

wesentliche Aufgaben staatlicher Steuerung jenseits der Innovationsförderung liegen. 

Während der Staat zu Beginn von Transformationsprozessen vor allem die Entwicklung von 

Innovationen fördert, kommt ihm im weiteren Prozess die Aufgabe zu, Richtungssicherheit für 

die Akteure zu schaffen und auch die Verlierer des Strukturwandels zu adressieren. In einem 

neuen System ist es Aufgabe des Staates, stabile Rahmenbedingungen zu schaffen und zu 

sichern. 

1.2.2 Rolle des Staates 

bei der Gestaltung des Strukturwandels 

26. Bislang standen die direkte Förderung von Innovationen und die Schaffung von 

Rahmenbedingungen für die Einführung neuer Produkte im Fokus der politischen 

Aufmerksamkeit. Die Erfahrung zeigt aber, dass es nicht ausreicht, Innovationen zu fördern, 

wenn ein Strukturwandel angestrebt wird. Damit Transformationsprozesse erfolgreich sein 

können, müssen auch hemmende Strukturen abgebaut werden. Ein Strukturwandel muss also 

politisch gestaltet und koordiniert werden, damit ein gesellschaftlicher Interessenausgleich 

möglich ist und Transformationen beschleunigt werden. Begleitet werden muss somit nicht nur 

ein Wandel der Technologien, sondern auch der parallel dazu verlaufende Wandel der 

Branchenstrukturen und die damit verbundenen gesellschaftlichen Auswirkungen, zum 

Beispiel beim Kohleausstieg oder dem Übergang zur Elektromobilität (SRU 2015a). 
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1.2.2.1 Rückkopplungsprozesse nutzen 

27. Die Phase des Übergangs stellt in Transformationsprozessen hohe Anforderungen an 

die politische Steuerung (LOCKWOOD 2015). Es ist besonders schwierig, über einen längeren 

Zeitraum gewachsene und deshalb stabile politische Muster zu verändern und 

Pfadabhängigkeiten sowie instrumentelle Lock-ins zu überwinden (JORDAN et al. 2012; 

UNRUH 2000; s. a. Tz. 22). Die Transformationspolitik steht vor einer widersprüchlichen 

Aufgabe. Einerseits muss sie flexibel auf Änderungen reagieren und Anpassungen 

vornehmen. Andererseits muss sie Unsicherheiten reduzieren, um potenziellen Investoren 

Richtungssicherheit zu geben. Mitunter kommt der Politik die Aufgabe zu, bestehende 

Regulierungen, die dem Wandel entgegenstehen, anzupassen. Das Steuerungskonzept der 

„reflexiven Governance“ begegnet diesen Anforderungen komplexer sozio-ökologischer und 

sozio-technischer Problemstellungen mit einer Strategie gemeinschaftlicher Lern-, 

Experimentier- und Anpassungsprozesse (VOß und BORNEMANN 2011). Voraussetzung 

dafür sind wissensbasierte, offene, partizipative, pluralistische und dialogorientierte Prozesse 

und Institutionen. Durch die Gestaltung von Rückkopplungsprozessen – beispielsweise über 

die Spielregeln politischer Prozesse oder beim Instrumentendesign – kann „reflexive 

Governance“ umgesetzt werden. Über einen Zeitraum von mehreren Politikzyklen wird durch 

Rückkopplungsmechanismen die erwünschte Anreizwirkung von Politikinstrumenten nach und 

nach verstärkt und optimiert. Dabei wird auch die Korrektur gegebenenfalls nicht 

angemessener Steuerungsimpulse möglich. 

Posit ives und negatives Pol icy Feedback 

28. Als Policy Feedback bezeichnet man eine politische Strategie, welche die politischen 

Rahmenbedingungen und Machtverhältnisse für zukünftiges politisches Handeln bewusst und 

schrittweise gestaltet (JORDAN und MATT 2014). Positives Feedback ist dabei definiert als 

ein Vorgang, der der Stabilisierung und Stärkung eines gewünschten Zieles dient und der auf 

verstärkende Rückkopplungseffekte setzt: Eine politische Maßnahme stärkt die wirtschaftliche 

Bedeutung einer das gewünschte Ziel unterstützenden Akteurskoalition, die wiederum eine 

Nachbesserung der politischen Impulse durchsetzt. Negatives Feedback wirkt umgekehrt: 

Akteure, die das politische Ziel bekämpfen, werden durch politische Maßnahmen schrittweise 

geschwächt. Das Gestalten von Policy Feedback kann also dazu beitragen, 

Pfadabhängigkeiten und Lock-in-Effekte sowohl aufzubrechen als auch bewusst zu gestalten 

(JORDAN und MATT 2014). Die aktive Gestaltung dieser beiden Feedback-Dynamiken wird 

von der Transformationsliteratur insbesondere in Übergangsprozessen hin zu nachhaltigeren 

Gesellschaften für wichtig erachtet, um gezielt Umwelt- und Nachhaltigkeitsinteressen zu 

unterstützen. Denn diese sind vergleichsweise unterrepräsentiert sowie tendenziell schlechter 

organisiert als Interessengruppen innerhalb der Produktionssphäre (s. a. LOCKWOOD 2015; 

ANDERSEN und WOYKE 2003). 
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Revisionsprozesse und Monitoring-Mechanismen bieten Möglichkeiten zur Neubewertung 

politischer Maßnahmen. Sie sind damit zentrale Instrumente einer „reflexiven Governance“, 

schaffen Momente der Anpassung an neue Gegebenheiten oder lösen 

Rückkopplungsprozesse aus, um gewünschte Effekte zu verstärken (JORDAN und MATT 

2014). Monitoringsysteme schaffen Transparenz und wirken damit dem Anreiz entgegen, dass 

Akteure von – in der Regel – Gemeingütern profitieren, ohne selbst einen Beitrag zu deren 

Erhalt zu leisten (Trittbrettfahrerproblem). Wird die politische Entscheidungsfindung weiteren 

Teilnehmern geöffnet, können umfangreiche Wissensressourcen genutzt werden. Damit 

können auch jene Innovationen identifiziert werden, die soziale Akzeptanz erfahren. In diesem 

Sinne unterstützen partizipative Prozesse politische Entscheidungsträger, denen im Übergang 

die Aufgabe zukommt, gesellschaftlich erwünschte Trends zu identifizieren und zu stärken, um 

einer Fragmentierung von Innovationsprozessen entgegenzuwirken (NEWELL 2015; JACOBS 

und WEAVER 2015; s. a. STEVENSON und DRYZEK 2014; zu grundsätzlichen Strategien 

von Entscheidungsträgern s. a. FLIGSTEIN und McADAM 2011, S. 17). 

1.2.2.2 Bedeutung neuer Allianzen 

29. Transformationsprozesse haben immer eine gesellschaftliche Dimension: Sie 

benötigen die Unterstützung, die Ressourcen und das Wissen vieler gesellschaftlicher 

Akteure. In der sozialwissenschaftlichen Forschung gibt es viele Ansätze, die erklären, wie 

innovative Ideen durch starke Akteurskoalitionen unterstützt werden. Eine Koalitionsbildung 

gründet auf der Vorstellung eines gemeinsamen Ziels. Sie ist umso stabiler, je tiefergehend 

die Übereinstimmung nicht nur im Hinblick auf die politischen Ziele, sondern auch in Bezug 

auf essenzielle Wertvorstellungen sind (bei SABATIER (1993): „core beliefs“). Verbreitete 

Konzepte in diesem Bereich sind der „advocacy coalition framework“ (ebd.), „discourse 

coalitions“ (HAJER 1997) und „transnational advocacy networks“ (KECK und SIKKINK 1999).  

Durch die Bedeutungszuweisung von Sachverhalten (engl. Framing) und das Schaffen einer 

„gemeinsamen Erzählung“ (Narrativ) können staatliche Akteure die Koalitionsbildung 

unterstützen. Dies dient dazu, Kristallisationspunkte zur Identifikation gemeinsamer Ziele und 

Wertvorstellungen sowie Aufmerksamkeit für Zusatznutzen (Co-Benefits) zu schaffen. 

Narrative fördern nicht nur die Bildung von Koalitionen, sondern sie stabilisieren sie auch und 

kräftigen ihr politisches Gewicht (VAN ASSCHE et al. 2014; LEIPPRAND et al. 2016). 

Narrative sind auch für die Verbreitung von Diskursen förderlich (KOOIJA et al. 2014), sie 

können also Transformationsprozesse unterstützen. Aber auch nicht-staatliche Akteure, 

insbesondere wenn sie über wenig materielle Ressourcen verfügen, nutzen verstärkt die 

„Macht des Diskurses“, indem sie durch wechselseitiges Lernen und Überzeugen ihren 

Interessen und Ideen zu Einfluss verhelfen wollen (KECK und SIKKINK 1999; STONE 2000; 

TEWS 2002; WEILAND und PARTZSCH 2015). Staatliche Akteure können durch die 

Initiierung partizipativ angelegter Strategieprozesse und langfristiger Roadmaps, wie sie der 
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SRU wiederholt empfohlen hat und wie sie vielfach auch umgesetzt wurden, einen zentralen 

Beitrag für das Framing und die Allianzbildung für eine ökologische Transformation leisten. 

1.3 Transformationsorientierte Politik 

im Mehrebenensystem 

1.3.1 Internationale Verbreitung von Innovationen 

durch Vorreiter 

30. In der globalisierten und vernetzten Welt finden Veränderungsprozesse 

notwendigerweise in einem komplexen System statt, das aus lokalen, regionalen, nationalen 

und internationalen Ebenen besteht. Ökologische Transformationen können daher nicht rein 

national gedacht werden. Dennoch spielen Nationalstaaten in der Umweltpolitik eine 

entscheidende Rolle, wie die Forschung zu umweltpolitischen Vorreitern gezeigt hat 

(HOLZINGER 1994; JÄNICKE und WEIDNER 1997; ANDERSEN und LIEFFERINK 1997; 

LIEFFERINK und ANDERSEN 1998). Untersucht wurde die Bedeutung von ambitionierter 

nationaler Politik für die Gestaltung regulativer Trends. Die Forschungsergebnisse zeigen, 

dass Vorreiter auch international Innovationen fördern, indem sie die technologische und 

ökonomische Machbarkeit umweltpolitischer Lösungen demonstrieren und so die Einführung 

ähnlicher Politiken in anderen Ländern legitimieren (JÄNICKE 2005, S. 140; LIEFFERINK et al. 

2009; KNILL et al. 2012). Durch die Diffusion ambitionierter Umweltstandards und anderer 

Politikinstrumente (BUSCH und JÖRGENS 2012) beschleunigen Vorreiter also den Wandel 

zu einem wirksamen Umweltschutz auch in anderen Ländern (JÄNICKE 2012a; 2014). 

Vielfach wurde gezeigt, dass Vorreiterpolitik die Wettbewerbsfähigkeit der Vorreiterländer 

beeinflusst und sie in zahlreichen Fällen stärkt: Nationale Standards diffundieren international, 

nationale Regulierung reizt frühzeitig die Entstehung innovativer Märkte („Lead Markets“) an, 

eröffnet Exportchancen und in einigen Fällen ziehen die Rahmenbedingungen auch Investoren 

an (z. B. BEISE et al. 2003; JACOB et al. 2005; BEISE 2004; CLEFF und RENNINGS 2012; 

QUITZOW et al. 2014; DE CIAN et al. 2012; zur Internationalisierung von Innovationssystemen 

s. a. CARLSSON 2006; für neuere Forschungsergebnisse zur Porter-Hypothese z. B. ANDRÉ 

et al. 2009; CONSTANTINI und MAZZANTI 2012; SCHWAB und SALA-I-MARTÍN 2014, 

S. 55). 

Bedeutung von Vorreitern  bei einer transformativen Agenda  

31. Die sozial- und gesellschaftswissenschaftliche Umweltforschung der letzten Dekaden 

hat somit gezeigt, dass eine aktive, ambitionierte Umweltpolitik von Nationalstaaten sowohl 

ökologische als auch ökonomische Vorteile haben kann. Ein bedeutender Teil der Forschung 

zu Vorreitern basierte allerdings auf einem rein technischen Innovationsverständnis 

(WEIDNER 2008, S. 11 und 22; JÄNICKE und JACOB 2004; JÄNICKE 2005). Technische 

Innovationen oder einzelne umweltpolitische Maßnahmen lassen sich einfacher globalisieren 

als komplexe sozio-technische Transformationen. Die Dynamik politischer Prozesse in den 
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unterschiedlichen Ländern ist durch ihre nationalen Wahlsysteme, spezifischen Institutionen, 

politischen Diskurse und Konfliktlinien sowie Wirtschaftsstrukturen geprägt (von PRITTWITZ 

2007). Die Policy-Transferforschung hat ergeben, dass sich erfolgreiche Politiken nur dann 

international übertragen lassen, wenn solche Strukturen sich für den Transfer als kompatibel 

erweisen (DOLOWITZ und MARSH 2000; ROSE 2002; MOSSBERGER und WOLNAM 2003; 

TEWS und JÄNICKE 2005; STONE 1999; 2000; KECK und SIKKINK 1999; TEWS et al. 2003). 

Bei komplexen und normativen gesellschaftlichen Änderungsprozessen – beispielsweise einer 

Energie- oder Mobilitätswende – liegt es nahe, dass eine Übertragung in andere Länder 

weniger einfach zu realisieren ist. Auch wenn jedes Land seinen spezifischen 

Transformationspfad entwickelt, können dennoch ökonomische Chancen für Vorreiterländer 

bestehen. 

Vorreiter können eine besondere Rolle dabei spielen, Bündnispartner für 

Veränderungsprozesse über den nationalen Raum hinaus zu gewinnen und internationale 

Diskurse mitzugestalten. Transnationale Kommunikation erhöht die Wahrscheinlichkeit der 

Übernahme von Politiken (HOLZINGER und KNILL 2004). Verstärkt wird diese Dynamik durch 

die voranschreitende Globalisierung und Vernetzung, die auch zur Internationalisierung jener 

Märkte führt, die durch die Regulierung angereizt werden. Eine erfolgreiche Vorreiterpolitik ist 

ein potenzieller Ausgangspunkt für die Entwicklung und Stärkung einer gemeinsamen Identität 

innovationsorientierter Akteure über nationale Grenzen hinweg. So argumentiert NYE (2004), 

dass durch attraktive Politikmodelle die Verbreitung von politischen Ideen und Werten 

unterstützt wird, was er auch als „soft power“ bezeichnet. Indem sie Handlungsalternativen 

aufdecken, können innovative Politiken darüber hinaus eine Ausweitung jener 

Akteurskoalitionen bewirken, die Wandel unterstützen. („Expanding Menus of Alternatives“, 

JACOBS und WEAVER 2015, S. 448 f.). 

Gute Ausgangslage für Deutschland  

als Vorreiter ökologischer Transformationen  

32. Damit ein Staat eine Vorreiterrolle erfolgreich ausfüllen kann, sind bestimmte 

Rahmenbedingungen sowie situative und strategische Faktoren von Vorteil. Analysen zeigen, 

dass Deutschland vor diesem Hintergrund eine gute Ausgangsposition besitzt. 

33. Staatliches Vorreiterverhalten korreliert zunächst mit einem hohen Niveau 

wirtschaftlicher Entwicklung (JÄNICKE 2005; SCHWAB und SALA-I-MARTÍN 2014; VOGEL 

1997). Deutschland ist die größte Volkswirtschaft der Europäischen Union (EU) und hat einen 

Anteil von etwa 20 % am gesamten Europäischen Bruttoinlandsprodukt (Statista 2015). Das 

Vorgehen einer großen Industrienation wie Deutschland wird international aufmerksam 

verfolgt, wie das Beispiel der Energiewende zeigt. Insofern erhöht eine hohe wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit auch die potenzielle Vorbildfunktion für andere Länder. 
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Deutschland gehört mit Schweden, Dänemark und Finnland zu den Ländern mit der höchsten 

Innovationskraft (Europäische Kommission 2014d). Das deutsche Innovationssystem zeichnet 

sich dabei unter anderem durch eine enge Vernetzung zwischen Unternehmen und 

Forschungseinrichtungen aus. Bei Exporten von Technologiegütern ist Deutschland weltweit 

mit führend (BMBF 2014a). Im Zeitverlauf hat Deutschland seine technische 

Innovationsleistung im internationalen Vergleich verbessert und gefestigt („Kommission gibt 

Startschuss für neuen Innovationsindikator“, Pressemitteilung der Europäischen Kommission 

vom 13. September 2013; Deutsche Telekom Stiftung et al. 2014). Das wird vor allem auf den 

spezialisierten sowie gut vernetzten Mittelstand zurückgeführt (HARTMANN et al. 2014). In 

Deutschland gibt es das Potenzial komplexe Innovationen hervorzubringen, die erforderlich 

sind, um weitreichende gesellschaftliche Änderungsprozesse in Gang zu setzen und zu 

beschleunigen (NEUMANN et al. 2015). Gerade auch im Bereich umweltfreundlicher 

Technologien zeichnet sich Deutschland durch seine Innovationsfähigkeit aus und nimmt in 

internationalen Vergleichsstudien immer vordere Plätze ein (FANKHAUSER et al. 2013; van 

der SLOT und van den BERG 2012; HANEMAAIJER et al. 2014). Insgesamt befindet sich der 

Umweltsektor in Deutschland auf einem hohen Entwicklungsstand. Sein Anteil am 

Bruttoinlandsprodukt wächst seit Jahren und hat mit 13 Prozent in 2013 ein vergleichsweise 

hohes Niveau erreicht (BÜCHELE et al. 2014, S. 9; van der SLOT und van den BERG 2012). 

34. Eine weitere wichtige Voraussetzung für Vorreiterverhalten ist die Funktionsfähigkeit 

politischer Institutionen (JÄNICKE 2005; SCHWAB und SALA-I-MARTÍN 2014). Die 

empirische Forschung hat gezeigt, dass der Staat eine sehr einflussreiche Rolle bei der 

Entwicklung von Innovationen und Technologiepfaden hat und in diesem Sinne auch als 

„unternehmerischer Staat“ verstanden werden kann (MAZZUCATO 2014). Dies gilt 

insbesondere auch für den Umweltbereich (JÄNICKE 2012b). Deutschland besitzt nicht nur 

eine stabile demokratische Grundordnung und ein verlässliches Rechtssystem, sondern 

gestaltet auch eine aktive Umweltpolitik, die sich auf einen parteiübergreifenden 

Grundkonsens stützen kann. Es existieren Strategien und Instrumente für eine aktive 

Förderung von Umweltinnovationen, beispielsweise das Umweltinnovationsprogramm. Dabei 

wurden nicht nur wichtige Institutionen geschaffen, um die Zutrittsbarrieren für die Innovatoren 

im Bereich der Umwelttechnologien zu senken, sondern auch partizipative Prozesse und 

wissensbasierte Diskurse gestärkt. In ihrem Umweltbericht 2015 kündigt die Bundesregierung 

an, dass sie mit einem integrierten Umweltprogramm langfristige Ziele und Schwerpunkte 

anvisiert: „Mit diesem Programm soll ein transformativer Ansatz verfolgt werden, der 

Umweltpolitik als Treiber hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft sieht.“ (Deutscher Bundestag 

2015, S. 183). 

Parallel zur Herausbildung von Industriezweigen, die umwelttechnologische Innovationen 

hervorgebracht haben, hat sich in Deutschland eine entsprechende Fachwissenschaft 

etabliert, ausdifferenziert und qualifiziert (SPERFELD und ZSCHIESCHE 2015, S. 27 und 

75 f.). Sie geht über die Forschung an den traditionellen Einrichtungen wie Universitäten und 
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Forschungsgesellschaften hinaus und hat zur Entwicklung einer eigenständigen, dynamischen 

Forschungslandschaft geführt. In deutschen Verwaltungen finden auf allen Ebenen umwelt- 

und klimapolitische Integrationsprozesse statt, die allerdings noch erweitert und vertieft 

werden sollten, um auch sektorale Politiken, wie beispielsweise die Verkehrs- und 

Landwirtschaftspolitik, stärker auf Nachhaltigkeit auszurichten (vgl. SRU 2012, Kap. 11). 

35. Nicht zuletzt werden die breite gesellschaftliche Verankerung des Umweltschutzes und 

eine aktive Zivilgesellschaft als wichtige Bedingungen für umweltpolitisches Vorreiterverhalten 

identifiziert (JÄNICKE 2005). In der deutschen Gesellschaft ist das Umweltbewusstsein hoch, 

postmaterielle Werte sind relativ weit verbreitet. 86 Prozent der deutschen Bevölkerung 

fordern eine starke Umweltpolitik auf nationaler Ebene, die Mehrheit sieht inzwischen positive 

Synergien zwischen Umweltschutz und ökonomischen Zielen wie Wettbewerbsfähigkeit, 

Wohlstand und Arbeitsplätze (BMUB und UBA 2015). Darüber hinaus findet Umweltschutz in 

Deutschland eine breite zivilgesellschaftliche Unterstützung. Während auf lokaler und 

regionaler Ebene zahlreiche Beteiligungsmöglichkeiten bestehen, war die nationale Politik in 

der Vergangenheit tendenziell durch korporatistische Politikmuster geprägt. Dabei werden vor 

allem große Interessenverbände aktiv in den Politikformulierungsprozess eingebunden, 

während kleinere Akteursgruppen und die breitere Öffentlichkeit insbesondere vom 

vorparlamentarischen Prozess weitgehend ausgeschlossen bleiben (für einen Überblick über 

die Organisation der Interessensvertretung in Deutschland s. ANDERSEN und WOYKE 2003; 

VOELZKOW 2007). Gerade in den für ökologische Transformationen relevanten Bereichen 

der Umwelt- und Energiepolitik deuten sich hier allerdings Veränderungen hin zu mehr 

Transparenz und Beteiligung an. Beispiele hierfür finden sich bei der Energiewende, der 

Klima- und Ressourcenpolitik sowie im Rahmen der Agendaprozesse zur Forschungspolitik.  

1.3.2 Bedeutung von Vorreiterrollen 

im Mehrebenensystem der Europäischen Union 

36. Die europäische Handlungsebene ist für eine nationale Transformationspolitik von 

zentraler Bedeutung. Mit ihr verbinden sich sowohl Handlungsrestriktionen als auch -chancen. 

In der EU ist die Rolle von Vorreitern nicht zu unterschätzen. Sie geben neue Impulse für 

europäische Politiken und tragen so zu einer dynamischen Mehrebenenverflechtung bei. Mit 

einer anspruchsvollen europäischen Umweltpolitik erweitern sich wiederum die 

Gestaltungsspielräume für transformative nationale Politiken. Die EU spielt ihrerseits eine 

wichtige Rolle bei der Gestaltung internationaler Umweltabkommen und kann auf dieser 

Ebene sich verstärkende Prozesse initiieren.  

Begrenzte nat ionale Gestaltungsspielrä ume im europäischen Binnenmarkt  

37. In der EU sind einige Handlungsfelder besonders stark europäisiert, so insbesondere 

der Binnenmarkt, die Agrar- und Strukturpolitik oder die europäische Umweltpolitik. Die EU 

setzt in diesen Politikfeldern Regeln und stellt Rahmenbedingungen auf, die national 
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berücksichtigt werden müssen. Nationale Politik muss in diesem Sinne 

„gemeinschaftsverträglich“ sein, das heißt den besonderen Stellenwert der europäischen 

Marktintegration respektieren und die verschiedenen marktschaffenden Politiken umsetzen 

(SCHARPF 1999; 2003; KNILL 2003; GEHRING 1996). In diesem Sinne bildet die EU immer 

auch eine Handlungsrestriktion. 

In der Umsetzung existieren dennoch vielfach große Ausgestaltungsspielräume: So enthält die 

Umweltpolitik oftmals Planungs- und Regulierungsaufträge, die in den Mitgliedstaaten erst 

materiell ausgefüllt werden müssen. Die EU formuliert zum Beispiel im anlagenbezogenen 

Umweltschutz lediglich Mindeststandards, die national auch strenger gefasst werden können 

(sogenannte Schutzverstärkung, vgl. Art. 193 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) (zu den Voraussetzungen CALLIESS/RUFFERT 2011, Art. 193 

Rn. 1 ff. ). Bei der Formulierung von Umwelthandlungszielen setzt sie vielfach auf abgestufte 

nationale Beiträge (target oder burden sharing), um das europäische Ziel erreichen zu können 

(GEHRING 1996; SRU 2007). 

Europäisierung nationaler Vorreiterrollen  

38. Die EU hat effektive Mechanismen entwickelt, um nationale Politiken schnell zu 

europäisieren, insbesondere dort, wo nationale Maßnahmen den einheitlichen Binnenmarkt 

gefährden könnten. Dies gilt zum Beispiel für produktbezogene Umweltstandards (GEHRING 

1996; HOLZINGER und SOMMERER 2011; KNILL 2003), die Abfallpolitik (TÖLLER 2012), 

aber zum Teil auch für die europäische Klima- oder Energiepolitik (SCHREURS und 

TIBERGHIEN 2010; WETTESTAD et al. 2012; CALLIESS und HEY 2013b; JORDAN und 

RAYNER 2010). Aus einem Vergleich von 17 umweltpolitischen Maßnahmen zwischen 1979 

und 2000 ergab sich, dass eine Einigung in der EU eher auf hohem Niveau erfolgte, als dass 

es zu einer Einigung auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner kam (HOLZINGER und 

SOMMERER 2011). Insbesondere bei Produktstandards bestand ein zwingender 

Harmonisierungsbedarf zur Vermeidung von nationalen Handelsbeschränkungen. Hierbei 

kam es häufig zu einem Anhebung des umweltpolitischen Ambitionsniveaus (zu den 

Einflussfaktoren s. a. HOLZINGER und SOMMERER 2011, S. 230; HOLZINGER 2003; 

SCHARPF 1997, S. 522; 2003; für internationale Beispiele s. VOGEL 1997; DREZNER 2001). 

In der EU haben Vorreiter Anreize zur Europäisierung ihrer nationalen Umweltpolitiken, weil 

dadurch nationale Innovationen stabilisiert, durch den Export des eigenen Modells neue 

Märkte geschaffen und die nationalen Anpassungskosten an EU-Vorgaben minimiert werden 

können (HÉRITIER et al. 1994; KNILL 2003, S. 124 f.; KNILL et al. 2012). 

Mit ihrem Initiativmonopol spielt die Europäische Kommission in diesem institutionellen System 

eine besondere Rolle. Indem sie nationale regulative Modelle und Problemlösungen als 

Blaupause für ihre eigenen Vorschläge nutzt, belohnt sie vielfach Vorreiterverhalten. Im 

Gegensatz zum „Initiierungsdilemma“ bei internationalen Verhandlungen gibt es also für 

Vorreiterländer einen Vorteil, weil für sie die Chance größer wird, dass das eigene Modell von 
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der Europäischen Kommission aufgegriffen wird und sich damit europäisiert (GEHRING 1994, 

S. 229; KNILL 2003, S. 131 f.). 

Das institutionelle System der EU gilt als relativ offen für innovative Problemlösungen 

(PETERS 1994). Zugleich hat die EU eine einigungsorientierte politische Kultur und 

Institutionen entwickelt, in denen nach gemeinsamen Lösungen und Kompromissen gesucht 

wird (NEYER 2004; 2006; JACHTENFUCHS 2008, S. 393 f.; EICHENER 2000; GEHRING 

2000). Damit bieten sich grundsätzlich Chancen für die Europäisierung nationaler 

transformativer Politiken und somit auch für deren innenpolitische Stabilisierung.  

Darüber hinaus ist die EU ein wichtiges Bindeglied zwischen der globalen und der nationalen 

Umweltpolitik. Sie versteht sich oft als Motor internationaler Umweltabkommen und versucht 

daher in Konzipierung und Umsetzung von Maßnahmen vorbildlich zu erscheinen 

(OBERTHÜR und RABITZ 2014; OBERTHÜR und GROEN 2014; OBERTHÜR 2008).  

Zyklen der europäischen Umweltpolit ik  

39. Die Europäische Kommission hat in den letzten Jahren zahlreiche Strategiepapiere mit 

einer transformativen Agenda formuliert, so beispielsweise den Fahrplan für eine 

klimaschonende Ökonomie bis 2050, den Ressourceneffizienzplan (SRU 2012, Tz. 686 ff.), 

die Biodiversitätsstrategie oder zusammenfassend das 7. Umweltaktionsprogramm mit seiner 

Vision eines guten Lebens innerhalb planetarischer Grenzen (HEY 2014; EEA 2015b; 

Europäische Kommission 2014b). 

Abbildung 1-3 illustriert, dass eine anspruchsvolle Transformationsagenda auf europäischer 

Ebene bereits ausformuliert wurde. Zum Teil hat die Europäische Kommission für diese 

Initiativen Unterstützung durch den Europäischen Rat, den Ministerrat und das Europäische 

Parlament erhalten, so zum Beispiel für die Dekarbonisierung der europäischen Wirtschaft. 

Sie kann damit in strategischen Handlungsfeldern eine transformative Agenda vorantreiben. 

Insbesondere im Wechselspiel mit Mitgliedstaaten, die ähnlich weitreichende Agenden 

verfolgen, ergeben sich hierdurch zahlreiche Anknüpfungspunkte für eine sich gegenseitig 

verstärkende Europäisierung nationaler Politiken und eine vorbildliche nationale 

Konkretisierung europäischer Strategien, somit einer Verstärkung auf mehreren Ebenen 

(Multi-Level Reinforcement) (SCHREURS und TIBERGHIEN 2007; 2010). 
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Abbildung 1-3 

Langfristige Übergangs-/Zwischenziele der europäischen Umweltpolitik  

 

Quelle: EEA 2015b, S. 26 

40. Die politischen Schwerpunkte der EU schwanken jedoch im Zeitablauf zwischen einer 

eher wirtschaftsnahen und einer transformativen Agenda (von HOMEYER und WITHANA 

2011, S. VIII und 225; HEY 2014). Eine besondere Herausforderung besteht darin, eine 

ökologisch transformative und langfristige Agenda über diese Zyklen hinweg zu stabilisieren. 

In Zeiten der aktuellen politischen und wirtschaftlichen Krisenentwicklungen ist eher eine 

Schwächung der EU im Allgemeinen (vgl. KASSIM und LYONS 2013) und der Umweltpolitik 

im Besonderen zu erwarten. Dabei findet in der Regel weniger ein Abbau von 

Umweltstandards als vielmehr eine Politik des Vertagens und des Nicht-Entscheidens statt 

(vgl. STEINEBACH und KNILL 2015). Die seit Ende 2014 amtierende Europäische 

Kommission versteht sich als wesentlich wirtschaftsnäher und politischer als ihre Vorgänger 

(von ONDARZA 2014). Dies spiegelt sich in der Hierarchisierung der neuen Kommission, 

erneuten Bemühungen zum Bürokratieabbau und einer „besseren Rechtsetzung“ (Better 

Regulation Agenda) sowie der versuchten und tatsächlich erfolgten Rücknahme einiger 

umweltpolitischer Vorhaben wider (Europäische Kommission 2015d; s. a. Abschn. 1.4.1). 

Zentrale Umweltschutzrichtlinien, wie etwa die FFH-Richtlinie 92/43/EWG und die 

Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG werden aktuell einem sogenannten Fitness Check 

unterzogen, um zu prüfen, ob diese modernisiert und zusammengeführt werden können. Die 

noch in der Diskussion befindliche Neuverhandlung dieser Richtlinien birgt das Risiko, dass 

Schutzstandards abgeschwächt werden. Der Fokus dieser Initiativen liegt auf der Überprüfung 

„unnötiger regulatorischer Kosten“ und der Rechtsvereinfachung, insbesondere für kleine- und 
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mittlere Unternehmen, aber weniger auf der dynamischen Weiterentwicklung von 

Schutzpolitiken. Besonders kritisch ist in diesem Zusammenhang zu sehen, dass sich die 

Europäische Kommission abwertend über nationales umweltpolitisches Vorreiterverhalten 

äußert. Die in Art. 193 AEUV vorgesehene Möglichkeit einer nationalen Schutzverstärkung 

bezeichnet sie in ihrer Mitteilung zur besseren Rechtsetzung als „Goldplating“, also als 

unnötiges Ausschmücken. Bestehende nationale Vorreiterpolitiken werden wegen der 

„unnötigen“ Kosten für Unternehmen und Behörden kritisiert. Dementsprechend sollen sich die 

Mitgliedstaaten in Zukunft rechtfertigen, wenn sie weitergehende Maßnahmen ergreifen 

(Europäische Kommission 2015d, S. 8). Die Kritik der Europäischen Kommission an 

umweltpolitischen Vorreiterrollen wird auch von den Regierungsparteien CDU und SPD 

mitgetragen. Diese haben sich in ihrem Koalitionsvertrag explizit dafür ausgesprochen, 

Richtlinien möglichst wortgleich aus dem europäischen Recht umzusetzen (sogenannte 1:1-

Umsetzung, CDU et al. 2013, S. 12) und den nationalen Handlungsspielraum nicht 

auszunutzen – Richtlinien setzen gerade auf dem Gebiet des Umweltrechts oftmals 

europäische Mindeststandards, die aber von den Mitgliedstaaten übertroffen werden können. 

Dieses Schutzverstärkungsprinzip berücksichtigt die unterschiedlichen natürlichen und 

wirtschaftlichen Gegebenheiten der Mitgliedstaaten besser als eine vollständige 

Harmonisierung. Eine solche würde nationale Vorreiterpolitiken verhindern und damit die 

Schutzverstärkungsmöglichkeit nach Art. 193 AEUV unmöglich machen.  

1.4 Transformative Politik 

in einzelnen Handlungsfeldern 

41. Die folgenden Abschnitte zielen darauf ab, die konzeptionellen Erkenntnisse über eine 

transformative Politik auf konkrete Handlungsfelder anzuwenden. Wie könnten tiefgreifende 

Veränderungsprozesse konkret in verschiedenen Sektoren aussehen? Inwiefern befindet sich 

Deutschland bereits auf dem Weg, solche Prozesse vorzudenken und umzusetzen? Welche 

Chancen, Hemmnisse und Ansatzpunkte für staatliches Handeln gibt es in wichtigen 

Problembereichen?  

Ausgewählt wurden drei zentrale umweltpolitische Handlungsfelder, die auch im 

7. Umweltaktionsprogramm der EU eine wichtige Rolle spielen (Europäische Kommission 

2014b): Klimaschutz, Kreislaufwirtschaft und Biodiversitätsschutz in der Landwirtschaft. In 

Deutschland befinden sich diese Handlungsfelder in unterschiedlichen Entwicklungsphasen 

und stehen damit auch für spezifische Transformationsherausforderungen. Quer zu den drei 

thematisch abgegrenzten Handlungsfeldern steht ein viertes, die Forschungspolitik. Sie bietet 

wichtige Ressourcen, um die ökologischen Herausforderungen der Zukunft zu bewältigen. 

1.4.1 Klimaschutz 

42. Aus der Perspektive des Klimaschutzes wird besonders deutlich, warum grundlegende 

Transformationen von Wirtschaft und Gesellschaft notwendig sind: Das globale 
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Wirtschaftssystem basiert im Wesentlichen auf der Nutzung von fossilen Rohstoffen. Von einer 

weitgehenden Dekarbonisierung wären nahezu alle Bereiche der Wirtschaft und Gesellschaft 

betroffen, nicht nur Energiesysteme, sondern beispielsweise auch Verkehrs- und 

Landnutzungssysteme. Es ist daher kein Zufall, dass das Nachdenken über Transformationen 

vielfach eng mit der Klimawissenschaft verknüpft ist (z. B. WBGU 2011). 

1.4.1.1 Die politische Bedeutung nationaler Vorreiter 

für die globale Klimapolitik 

43. Klimastabilität ist ein globales öffentliches Gut. Maßnahmen zur Verringerung von 

Treibhausgasemissionen kommen allen zugute. Daher gibt es aus der Sicht einzelner Staaten 

wenig Anreize, eine Vorreiterrolle einzunehmen, sondern einen starken Anreiz für 

Trittbrettfahrerverhalten. Um diese sogenannte Allmendeproblematik beim Klimaschutz zu 

überwinden, bemühen sich Teile der internationalen Staatengemeinschaft seit zwanzig Jahren 

um ein bindendes internationales Abkommen. Während die Verabschiedung des Kyoto-

Protokolls im Jahr 1997 als Durchbruch bewertet wurde, geriet die internationale Klimapolitik 

in den letzten Jahren in eine Krise (PARKER et al. 2012; PARKER und KARLSSON 2010; 

OBERTHÜR und GROEN 2014). Nach dem Scheitern der Klimakonferenz 2009 in 

Kopenhagen verbreitete sich die Auffassung, dass es „starker zusätzlicher Kräfte auf dem 

Spielfeld des Klimaschutzes [bedarf], welche die politischen Entscheidungsträger zu 

entschlossenem Handeln drängen und komplementär wirksame Maßnahmen in eigener Regie 

ergreifen“ (WBGU 2014a, S. 3). Mit der Klimakonferenz von Paris im Herbst 2015 fand ein 

Kurswechsel von einem globalen Top-down-Ansatz hin zu einer flexibleren Steuerung durch 

nationale Selbstverpflichtungen statt. Damit wird nationalen Vorreitern für den Erfolg der 

internationalen Klimapolitik eine entscheidende Rolle zugewiesen. Ambitionierte Vorschläge 

einzelner Staaten können andere Staaten ermutigen, ihre Selbstverpflichtungen zu erhöhen. 

Auch in der Vergangenheit wurde Klimapolitik maßgeblich von Vorreitern angetrieben. 

Insbesondere die EU und Deutschland galten sowohl in der Außen- als auch in der 

Selbstwahrnehmung als klimapolitische Vorreiter (BÄCKSTRAND und ELGSTRÖM 2013; 

ELGSTRÖM 2007; STEINBACHER und PAHLE 2015; AXELROD und SCHREURS 2015; 

ECKERSLEY 2013). Neben neuen und detaillierteren Erkenntnissen aus der Klimaforschung 

waren vor allem Vorreiterländer wichtige klimapolitische Treiber. Diese Länder haben über 

starke nationale Ziele und Politiken die Machbarkeit von Klimaschutz gezeigt und 

Kooperationen auf internationaler Ebene aktiv vorangetrieben (SAUL und SEIDEL 2011; s. a. 

SCHREURS 2012).  

44. Ermöglicht wird dies auch dadurch, dass Klimapolitik große Zusatznutzen erschließen 

kann, wie zum Beispiel eine Verbesserung der Luftqualität oder Kostenreduktionen im 

öffentlichen Gesundheitswesen (BUONOCORE et al. 2015). Zusatznutzen ergeben sich nicht 

nur für die menschliche Gesundheit, den Naturschutz und andere Umweltgüter (z. B. 

ANENBERG et al. 2012; EDENHOFER et al. 2015), sondern auch im industriepolitischen 
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Sinne (z. B. WALZ 2015; s. a. Tz. 135). Diese Anreize machen Klimaschutz auch auf lokaler 

Ebene attraktiv und das Argument, dass Klimaschutz als Allmendeproblematik nur durch 

globales Handeln überwunden werden kann, wird dadurch entkräftet. Da der Zusatznutzen 

insbesondere auf dezentraler Ebene wirksam wird, erweitert er den Handlungsspielraum 

klimapolitischer Akteure auf allen politischen Ebenen. Polyzentrische Lösungsansätze, das 

heißt nicht hierarchisch koordinierte Aktivitäten auf verschiedenen Ebenen, haben zusätzlich 

zu internationalen Regimes einen Mehrwert: Auf dezentraler Ebene bauen Akteure eher das 

für effektive Selbstorganisation und Kooperation nötige Vertrauen auf. Im Rahmen 

polyzentrischer Governance-Ansätze wird eine Vielzahl an Lösungsansätzen getestet und 

entwickelt. Dies erhöht die Resilienz des Gesamtsystems (OSTROM 2009; COLE 2015; 

WBGU 2011; 2014a). Die Anzahl nationaler Klimaschutzmaßnahmen steigt beständig 

(NACHMANY et al. 2014; FANKHAUSER et al. 2014; LACHAPELLE und PATERSON 2013). 

Dennoch wird das Argument des vielfältigen zusätzlichen Nutzens bisher nicht ausreichend in 

der Klimapolitik berücksichtigt (IPCC 2014, S. 30). Narrative bieten eine Möglichkeit, verstärkt 

auf den Zusatznutzen von Klimapolitik hinzuweisen. Ein Beispiel dafür ist die Verknüpfung von 

Klima- und Friedenspolitik durch den französischen Staatspräsidenten François Hollande bei 

den Klimaverhandlungen im Dezember 2015 in Paris. Ähnlich äußerte sich auch 

Bundesumweltministerin Hendricks im Vorfeld der Verhandlungen mit dem Satz „Klimapolitik 

ist Friedenspolitik“, der in der Berichterstattung über die internationalen Klimaverhandlungen 

in Paris aufgegriffen wurde und den Diskurs mitprägte. 

1.4.1.2 Die deutsche Energiewende: Vorreiter der Transformation? 

45. Die Energiewende in Deutschland verbindet klimapolitische Ziele mit einer 

industriepolitischen Agenda. Das klimapolitische Zielsystem der Energiewende ist dabei 

zumindest für 2020 und 2030 deutlich ehrgeiziger als dasjenige der EU (zu den Klimazielen 

s. a. SRU 2013b, Tz. 1; 2015a). Mit der Energiewende hat Deutschland die internationale 

Aufmerksamkeit auf sich gezogen und seine innovationspolitische Reputation an das Gelingen 

der Energiewende geknüpft (STEINBACHER und PAHLE 2015; GIZ 2012; Konrad-Adenauer-

Stiftung 2013; Agentur für Erneuerbare Energien 2014). Ausgangspunkt und Kern der 

Energiewende sind neben dem beschleunigten Atomausstieg die Förderung des Zubaus von 

Erneuerbare-Energien-Anlagen und die Steigerung der Energieeffizienz. Mit dem 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) hat Deutschland ein Instrument geschaffen, das 

Investitionssicherheit bietet (d. h. „geduldiges Kapital“ bereitstellt, vgl. MAZZUCATO 2014), 

langfristige Kostensenkungspotenziale erschließt und die erneuerbaren Energien schrittweise 

aus der technologischen Nische geführt hat. 

Das EEG ist in mehrfacher Hinsicht Ausdruck einer erfolgreichen Vorreiterpolitik: Die Kosten 

von Photovoltaik (PV) und Windkraft sind massiv gesunken und haben anderen Ländern den 

Einstieg in die Technologie ermöglicht. Das EEG wurde von vielen Ländern erfolgreich 

nachgeahmt (SOLORIO et al. 2014). Die EU hat solche nationalen instrumentellen Wege zur 
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Umsetzung der europäischen Ziele zum Ausbau der erneuerbaren Energien lange geduldet. 

Darüber hinaus hat es auch im Sinne eines positiven Policy Feedbacks (vgl. Tz. 27 f.) das 

Kräfteverhältnis der energiepolitischen Akteure verändert: Vertreter der Erneuerbare-

Energien-Branchen zählen nicht länger ausschließlich zu den Herausforderern des alten 

Systems („Veränderungsinteressen“), sie sind mittlerweile Teil eines sich stark verändernden 

Status-quo-Regimes geworden (SRU 2013b; WASSERMANN et al. 2015).  

46. Eine transformative Politik ist die Energiewende, weil sie weit über den Ausbau 

erneuerbarer Energien hinausgeht. Sie belegt anschaulich, vor welchen Herausforderungen 

tiefgreifende sozio-technische Umgestaltungsprozesse stehen. Dies gilt insbesondere für die 

Übergangsphase zwischen Nischenentwicklung und neuem sozio-technischem Regime: 

– Technische Veränderungen wie der Ausbau von erneuerbaren Energien, von Stromnetzen 

und der Elektromobilität gehen mit zahlreichen rechtlichen, ökonomischen und 

gesellschaftlichen Veränderungen einher: Dazu zählen beispielsweise die Reform von 

Planungsverfahren und regulatorischen Rahmenbedingungen sowie die Veränderungen 

von Märkten, Geschäftsmodellen und Verbraucherverhalten. 

– Transformationen folgen keinem Masterplan, auch wenn langfristige Orientierungs- und 

Eckpunkte unverzichtbar sind: Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass bestimmte 

Effekte und Probleme von Veränderungsprozessen nicht langfristig vorhergesagt werden 

können. Dies gilt umso mehr, als Technologie- und Kostenentwicklungen mit strukturellen 

Unsicherheiten verbunden sind. Ob und wann beispielsweise Elektrofahrzeuge aufgrund 

sinkender Kosten und steigender Reichweiten attraktiv für Verbraucher werden, ist schwer 

zu prognostizieren. Auch die Frage, in welchem Maße sich PV-Speichersysteme massiv 

marktgetrieben verbreiten, hängt von verschiedenen ökonomischen, technischen und 

regulatorischen Faktoren ab. Angesichts dieser Unsicherheiten und potenziell dynamischer 

Entwicklungen wird ein regelmäßiges Nachsteuern in vielen Bereichen unabdingbar sein, 

gerade um eine gewisse Richtungssicherheit zu gewährleisten. 

47. Damit Deutschland Vorreiter bleiben und die Energiewende erfolgreich weiterführen 

kann, müssen nicht nur neue Technologien aufgebaut, sondern auch technologische Pfade, 

die mitunter zu „lock-in-Effekten“ führen, verlassen und veraltete Technologien rückgebaut 

werden (vgl. Abschn. 1.3.2). Diese schwierige Aufgabe wird im Rahmen der Energiewende 

noch nicht erfolgreich bewältigt. Strukturwandel, der nicht allein durch Marktkräfte, sondern 

auch durch politische Intervention hervorgerufen wird, trifft auf verständliche Widerstände der 

Betroffenen. Die kontroversen Diskussionen über eine zusätzliche Belastung alter 

Kohlekraftwerke durch den sogenannten Klimabeitrag (BMWi 2015a) zeigen, dass für eine 

Beschleunigung des Strukturwandels sowohl politische Durchsetzungskraft als auch 

überzeugende instrumentelle Lösungen sowie auch positive Angebote an die Verlierer von 

Strukturwandel notwendig sind. Der SRU (2015a) hat sich im Hinblick auf diese 

Herausforderung für einen nationalen Kohlekonsens ausgesprochen. Dieser sollte durch eine 
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Plattform aus Vertretern der Energiewirtschaft, von Bund und Ländern, Verbänden sowie der 

Wissenschaft nach dem Vorbild der Ethikkommission „Gemeinschaftswerk Energiewende“ 

erarbeitet werden. Der Prozess sollte hochrangig gesteuert und aktiv durch Bundesbehörden, 

Ministerien und wissenschaftliche Untersuchungen begleitet werden. Die erfolgreiche 

Bewältigung von Strukturbrüchen in der Vergangenheit hat gezeigt, dass ein sozialverträglich 

gestalteter Strukturwandel hin zu einer klimaverträglichen Energieversorgung möglich ist (z. B. 

Stahlindustrie). Zur Flankierung sollte ein hinreichend ausgestattetes Bund-Länderprogramm 

entwickelt werden, in dem verschiedene Einzelmaßnahmen (z. B. Schaffung von Sozialplänen, 

Vermeidung betriebsbedingter Kündigungen, Umschulungs- und Qualifizierungsmaßnahmen) 

gebündelt werden (SRU 2013b; 2015a). Rechtzeitig begonnen und langfristig angelegt würde 

ein solcher Kohlekonsens Vertrauen in die Energiewende fördern, polarisierende Konflikte 

entschärfen und Planungssicherheit für alle Akteure schaffen. 

1.4.1.3 Die Europäische Union als Hemmnis und Chance 

für transformative Vorreiterpolitik 

Der europäische Binnenmarkt als Hemmnis für nationale Vorreiter  

48. Der durch das Klima- und Energiepaket 2020 gestärkte innereuropäische Konsens für 

eine gemeinschaftliche Klimapolitik und eine europäische Energiewende (CALLIESS und HEY 

2013a) wurde durch das Ausbleiben ambitionierter und verbindlicher nationaler Ziele für den 

Ausbau erneuerbarer Energien und Energieeffizienz für das Jahr 2030 (Europäischer Rat 

2014) geschwächt. Dies hemmt die Klimaschutzpolitik der Mitgliedstaaten. Auf der einen Seite 

sehen Beobachter in den aktuellen Entwicklungen eine Schwächung europäischer Integration 

im Energiebereich. Insbesondere ein schwacher europaweiter Governance-Rahmen zur 

Umsetzung der Ziele weise darauf hin, dass zukünftige Lösungen individuell durch 

Mitgliedstaaten gestaltet werden (FISCHER und GEDEN 2015). Auf der anderen Seite nimmt 

die europäische Politik im Rahmen der auf den europäischen Binnenmarkt fokussierten 

Energieunion zunehmend Einfluss auf die Ausgestaltung nationaler Förderpolitiken für 

erneuerbare Energien und schränkt den Handlungsspielraum der Mitgliedstaaten deutlich ein 

(TEWS 2015). So hat die Europäische Kommission mit einer Neufassung der Leitlinien für 

staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014 bis 2020 (Europäische Kommission 

2014c) mit einigem Erfolg Ziele des europäischen Energiebinnenmarktes gegenüber der 

nationalen Förderung für erneuerbare Energien durchgesetzt (KAHL 2015; WUSTLICH 2014). 

Hintergrund der beihilferechtlichen Auflagen ist vor allem die befürchtete 

wettbewerbsverzerrende Wirkung der Einspeisevergütung. So sanken beispielsweise in 

Zeiten hoher Einspeisung von Strom aus Wind und Sonne in Deutschland die Strompreise in 

den Niederlanden – was zu Einkommenseinbußen der dortigen Stromproduzenten und 

Unmutsäußerungen der niederländischen Regulierungsbehörde aufgrund der 

Wettbewerbsverzerrungen geführt hat (BAYER und BAKER 2014, S. 19). Die Praxis 

nationalstaatlicher Klimapolitik findet also zwischen Vorreiteranspruch und den Erfordernissen 
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des Energiebinnenmarktes statt. In diesem Spannungsverhältnis gilt es immer wieder, 

Gestaltungs- und Handlungsspielräume für Vorreiterverhalten zu bewahren. Trotz eines 

gewissen Spannungsverhältnisses zur Energiekompetenz des Art. 194 AEUV kommt der 

umweltpolitischen Schutzverstärkungsklausel des Art. 193 AEUV insoweit zentrale Bedeutung 

zu.  

Emissionshandel erschwert Vorreiterverhalten  

49. Der Emissionshandel bietet aufgrund massiver Zertifikatsüberschüsse kaum wirksame 

Anreize zum Klimaschutz und erschwert zudem nationales Vorreiterverhalten: Sinken durch 

nationale Maßnahmen die CO2-Emissionen in vom Emissionshandel betroffenen Branchen, 

so werden Zertifikate frei, die von anderen Emittenten genutzt werden können. Daher ist es 

möglich, dass nationale Minderungsaktivitäten in den vom europäischen Emissionshandel 

erfassten Sektoren nicht die europäischen Gesamtemissionen senken (der sog. 

Wasserbetteffekt, vgl. SRU 2015a). Maßnahmen außerhalb der Emissionshandelssektoren – 

also beispielsweise Haushalte und Verkehr – sind davon allerdings nicht betroffen.  

Dem Wasserbetteffekt kann entgegen gewirkt werden, wenn die durch zusätzliche 

Emissionsminderungen frei werdenden Zertifikate stillgelegt werden, wie dies beispielsweise 

vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) im Rahmen eines „Klimabeitrags“ 

(BMWi 2015b) vorgeschlagen wurde. Darüber hinaus können nationale Maßnahmen auf eine 

langfristige Dynamisierung der Klimapolitik abzielen, indem sie im politischen Prozess dazu 

beitragen, die europäischen Ziele zu verschärfen. Zu begrüßen ist, dass zukünftig die 

sogenannte Marktstabilitätsreserve den Spielraum für nationale Vorreiter vergrößern wird 

(Europäische Kommission 2014f; SRU 2015a, Tz. 12; s. a. Tz. 127). Sie soll durch den Abbau 

von Zertifikatsüberschüssen verlässliche Rahmenbedingungen und Anreize zur 

Emissionsminderung gewährleisten.  

Die Spannungen, die sich aus den unterschiedlichen klimapolitischen Zielen Deutschlands und 

der EU ergeben, haben zu Forderungen nach einer Aufweichung der nationalen Klimaziele 

geführt (z. B. Wirtschaftsrat der CDU 2015). Dagegen hält der SRU es aus zwei Gründen für 

sinnvoll, dass Deutschland auch für 2030 an möglichst verbindlichen und ehrgeizigeren 

klimapolitischen Zielen als die EU festhält (Treibhausgasminderungsziele Deutschland: 

− 55 %, EU: − 40 % gegenüber 1990). Erstens werden durch die Einführung der 

Marktstabilitätsreserve zusätzliche nationale Emissionsminderungen nicht nur in den Nicht-

Handelssektoren, sondern auch in den Handelssektoren wirksam. Zweitens würde das 

Aufgeben eines nationalen Klimaziels die deutsche Energiewende verlangsamen. Dadurch 

würde Deutschland auch eine Verfehlung seiner Langfristziele riskieren und die 

Glaubwürdigkeit des politisch breit getragenen Energiekonzepts für 2020 (BMWi und BMU 

2010) und somit auch das Vertrauen von Investoren und Finanzmärkten beschädigen.  
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EU als Chance für nachhalt ige Kl ima- und Energiepolit ik  

50. Während der Binnenmarkt und der Emissionshandel einer ambitionierten nationalen 

Energiepolitik bestimmte Grenzen setzen, bietet die EU aber auch viele Chancen für eine 

Wende hin zu erneuerbaren Energien. Zusammen mit ähnlich orientierten Mitstreitern kann 

Deutschland sich für ambitionierte Ziele zur Emissionsminderung und zum Ausbau der 

erneuerbaren Energien einsetzen. So konnten sich in der Vergangenheit die progressiven 

Kräfte auf EU- und nationalstaatlicher Ebene gegenseitig verstärken (SCHREURS und 

TIBERGHIEN 2007; s. a. HEY 2009 zu der Koalition zwischen Staatsoberhäuptern und 

Umweltministern; SCHREURS und TIBERGHIEN 2010). Auch wenn das Klima- und 

Energiepaket 2030 nicht den ambitioniertesten Forderungen entspricht, kann der Erhalt der 

Zieltrias als Beleg für eine europäische Vorreiterrolle in der Klimapolitik gewertet werden (SRU 

2013a). Das grenzüberschreitend vernetzte Stromsystem Europas und verkoppelte 

Strommärkte helfen nicht nur Kosten zu senken, sondern erhöhen auch die 

Versorgungssicherheit und erleichtern den Ausgleich der fluktuierenden Einspeisung von 

Strom aus Sonne und Wind. Länder und Regionen mit großen und gut erschließbaren 

Speicherkapazitäten, wie etwa in Skandinavien und im Alpenraum, können ebenfalls dazu 

beitragen, die schwankende Einspeisung aus erneuerbaren Energien auszugleichen. 

Europäische Institutionen wie unter anderem das Pentalaterale Energieforum bieten weitere 

Ansatzpunkte für eine enge Kooperation, beispielsweise bei der grenzüberschreitenden 

Berechnung von gesicherter Leistung und bei der effizienten Nutzung von Grenzkuppelstellen. 

Auf globaler Ebene ist die EU ein einflussreicher Akteur, der internationale Klimapolitik 

voranbringen kann. Die europäische Klimapolitik und das europäische Institutionengefüge 

wirken also nicht nur hemmend auf nationale Vorreiterpolitik, sondern bieten auch Chancen 

für den Klimaschutz. 

1.4.1.4 Schlussfolgerungen 

51. Die Energiewende ist ein Beispiel für eine transformative Vorreiterpolitik. Sie zeigt aber 

auch die Herausforderungen auf, die mit einem solchen Projekt verbunden sind. Sozio-

technische Transformationen erfordern Veränderungen von großer Breite und Tiefe. So 

wichtig langfristige Zielmarken und Fahrpläne für die Energiewende sind, so wird es keinen 

Masterplan für alle Details der Energiewende geben können. Umso wichtiger wird das Konzept 

einer reflexiven Governance, die Experimentieren und Lernen ermöglicht. Die Energiewende 

belegt die Notwendigkeit, nicht nur den Aufbau neuer Technologien zu fördern, sondern auch 

den Rückbau bestehender Technologien vorzudenken und zu unterstützen. Dies ist vor allem 

dann politisch Erfolg versprechend, wenn Akteurskonstellationen langfristig bewusst 

unterstützt werden und neue Akteure entsprechend ihrer zunehmenden Bedeutung in den 

verschiedenen demokratischen Arenen repräsentiert werden. In diesem Sinne sollte der 

langfristige Strukturwandel der Kohlebranche in Deutschland bereits jetzt im Rahmen 

akteursübergreifender Plattformen angelegt werden, um im Rahmen konsensualer 
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Entscheidungsfindung einen sozial- und klimaverträglichen Umbau mit Planungssicherheit für 

alle Akteure zu gewährleisten. (SRU 2015a) 

52. Mit Blick auf die internationale Dimension bestätigen sich die Vorteile eines 

polyzentrischen Handlungsansatzes. Europäische Politiken sollten daher so ausgestaltet 

werden, dass es einzelnen Mitgliedstaaten ermöglicht wird, ambitioniertere Pfade 

einzuschlagen. So sollte die Bundesregierung nicht nur an ihren weiterreichenden 

klimapolitischen Zielen für 2030 festhalten, sondern diese auch im Emissionshandelssektor 

mit zusätzlichen Maßnahmen unterlegen. Wichtig ist dabei aus politischen und ökonomischen 

Gründen, bei allen Abstufungen von Zielen und Instrumenten nicht die Erreichung 

gesamteuropäischer Ziele außer Acht zu lassen. Politisch sollte die Glaubwürdigkeit der EU 

als treibender internationaler Verhandlungspartner nicht gefährdet werden. Ökonomisch sollte 

auf die Synergie zwischen nationalen und europäischen Maßnahmen geachtet werden. Beim 

Emissionshandel wäre dieses Kriterium beispielsweise durch das Zusammenspiel von 

Marktstabilitätsreserve (s. Tz. 49) und Klimabeitrag erfüllt gewesen (SRU 2015a). 

1.4.2 Kreislaufwirtschaft 

53. Ökologische Transformationen erfordern auch die Entkopplung der weltweit 

unverändert steigenden Wirtschaftsleistung vom Ressourcenverbrauch und seinen 

Umweltwirkungen (SRU 2012, Tz. 114). Im breiteren Kontext der Debatte um 

Ressourcenschonung spielt die Weiterentwicklung einer Kreislaufwirtschaft („circular 

economy“) dabei eine Schlüsselrolle. In der neueren Literatur wird Kreislaufwirtschaft sehr 

breit gefasst als die Summe aller Maßnahmen, die die Nutzungsdauer und Nutzungsintensität 

von Rohstoffen und Materialien in der Volkswirtschaft substanziell erhöhen. Diese Idee ist 

dann transformativ, wenn sie technische Produktinnovationen, veränderte Konsummuster, 

neue Geschäftsmodelle, einen förderlichen politischen Rahmen und ein neues ökonomisches 

Paradigma entwickelt (EEA 2014; UNEP 2011; FISCHER-KOWALSKI et al. 2011; 

ANDERSEN 2007). 

Der Aufbau einer Kreislaufwirtschaft gilt als eine klassische Win-win-Politik, weil ökonomische 

Ziele – wie Stärkung der inländischen Wertschöpfung, Schaffung von Arbeitsplätzen und 

Verminderung der Verwundbarkeit gegen Weltmarktpreisschwankungen – mit 

Umweltentlastungen einhergehen können (BRINGEZU und BLEISCHWITZ 2009; FISCHER-

KOWALSKI et al. 2011). Zugleich entstehen neue und größere Märkte durch das Wachstum 

von Umwelttechnologiebranchen (VDI Zentrum Ressourceneffizienz 2011). In 

innovationsorientierten Rohstoffdiskursen wird dem Recycling als (Sekundär-)Rohstoffquelle 

eine wichtige Bedeutung beigemessen (WERLAND 2012). Nach einer Schätzung könnten 

durch eine umfassende Kreislaufwirtschaft bis 2030 positive Effekte in Höhe von 7 % des 

europäischen Bruttosozialprodukts im Vergleich zum derzeitigen Entwicklungsszenario erzielt 

werden (Ellen MacArthur Foundation et al. 2015, S. 12).  
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1.4.2.1  Von der linearen Wertschöpfungskette 

zum Wertschöpfungskreislauf 

54. In europäischen Programmen und Plänen für eine ressourceneffiziente Ökonomie 

nimmt die Kreislaufwirtschaft einen prominenten Platz ein (Europäische Kommission 2010; 

2011; 2014b). Die Europäische Kommission strebt eine umfassende Kreislaufführung aller 

Ressourcen mit besonderem Fokus auf Metalle und mineralische Rohstoffe an. Im Juli 2014 

hat die Kommission daher nach mehrjährigen Vorarbeiten ein Politikpaket für eine 

Kreislaufwirtschaft vorgeschlagen (Europäische Kommission 2014e), das ein geteiltes Echo 

fand. Die legislativen Teile wurden von der im November 2014 neu gewählten Kommission, im 

Kontext ihrer neuen Politik der besseren Regulierung (sog. Better Regulation Package s. a. 

SRU 2016), Anfang 2015 wieder zurückgezogen. Ein überarbeiteter Vorschlag zur Revision 

verschiedener Abfallrichtlinien wurde Ende 2015 vorgelegt. Der dazugehörige Aktionsplan 

enthält zahlreiche Initiativen, um den Kreislaufwirtschaftsgedanken auch – jenseits der 

Abfallpolitik – in der Produktpolitik, bei der Rohstoffgewinnung, dem Produktdesign, der 

Produktion bis hin zu neuen Konsummustern sowie in den Rahmenbedingungen für den 

Sekundärrohstoffmarkt zu verankern. Benannt werden für Produktion und Verbrauch vor allem 

„Vorschläge“, „Prüfaufträge“, „bessere Durchsetzung“ bestehender Regulierungen sowie der 

Wissensaustausch (Europäische Kommission 2015a). 

55. Bisher setzte die Umweltpolitik primär auf Instrumente der Abfallpolitik, um Elemente 

einer Kreislaufwirtschaft zu etablieren. Die erfolgreichen Strategien (getrennte Erfassung, 

technische Aufbereitung, Gewinnung von Rezyklaten, für die ein Markt besteht oder 

geschaffen werden kann) erfassen jedoch nur die Wertschöpfungsstufen in der 

Rückführungsphase (s. Abb. 1-4). Innerhalb einer Kreislaufwirtschaft ist das 

Handlungsspektrum erheblich breiter: Grundlegende Innovationssprünge sind zukünftig eher 

bei Planung und Herstellung von Produkten und damit außerhalb der Abfallpolitik zu erwarten 

(RLI 2015; Ellen MacArthur Foundation et al. 2015; BASTEIN et al. 2013, S. 20; WIJKMAN 

und SKÅNBERG 2015). 

Schließlich gehört zu einer umfassenden Kreislaufwirtschaft auch die Vermeidung des 

Rohstoffverbrauchs – eine Dimension, die nicht allein technisch gelöst werden kann, sondern 

auch mit einer Veränderung von Konsum- und Lebensstilen verbunden ist (JARON 2014). 

Dazu gehört zum Beispiel die parallele Nutzung von Produkten durch mehrere Nutzer, zu 

mehreren Zwecken oder in mehreren Zyklen durch Aufarbeitung. 
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Abbildung 1-4 

Wertschöpfungskreislauf  

 

SRU/UG 2016/Abb. 1-4 

Für die abfallwirtschaftlichen Fragen besteht ein bewährtes rechtliches 

Steuerungsinstrumentarium. Jenseits des Abfallrechts stellen sich jedoch grundsätzliche 

Fragen der Steuerung: Während weiche Instrumente (informatorische und auf 

Eigenverantwortung setzende) breite Akzeptanz bei wirtschaftlichen Akteuren finden, 

erweisen sich ordnungsrechtliche Instrumente (z. B. Ökodesignvorschriften) oder Ansätze der 

Kosteninternalisierung (Ressourcenbesteuerung, erweiterte Produzentenverantwortung) als 

durchweg kontrovers (GRAAF 2015).  

1.4.2.2 Kreislaufwirtschaft durch Abfallpolitik: 

Vom Vorreiter zum Wächter des Status quo? 

56. Deutschland gehört in Europa seit langer Zeit zu den Vorreitern beim Aufbau einer 

Kreislaufwirtschaft. Die deutsche Abfallwirtschaft gilt im europäischen und internationalen 

Vergleich als vorbildlich. Die Kreislaufwirtschaft befindet sich in Deutschland nach zwanzig 

Jahren bereits an der Schwelle zur zweiten Generation. Die unter heutigen Bedingungen durch 

das abfallrechtliche Instrumentarium wirtschaftlich erschließbaren Potenziale sind vielfach 

schon ausgeschöpft, es geht nunmehr um Innovationen in Produktdesign und der 

Produktverantwortung. Hierdurch sollen möglichst langlebige Produkte, wiederverwertbare 

Komponenten oder das Recycling hochwertiger Rohstoffe ermöglicht werden. In der EU ist 

indes noch nicht einmal die Politik der ersten Generation konsequent implementiert worden. 

Eine Allianzbildung des Vorreiterlandes Deutschland mit einer sehr engagierten Europäischen 

Kommission ist bei der Vorbereitung des Politikpakets für die Kreislaufwirtschaft von 2014 

nicht geglückt. Die Kommissionsvorschläge trafen auf deutliche, zum Teil gut 

nachvollziehbare, fachliche Kritik aus dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 

und Reaktorsicherheit (BMUB). Der Hintergrund wird im Folgenden rekonstruiert. 
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57. Als Teil der Politik für ein ressourceneffizientes Europa gehörte das im Juni 2014 

vorgelegte Legislativpaket der Europäischen Kommission zur Kreislaufwirtschaft zu den 

wichtigsten politischen Projekten in der Amtszeit des Umweltkommissars Potočnik. Es 

orientierte sich in seinen Zielen an dem – mit Blick auf die drei jeweiligen Vorreiterländer in der 

EU – nachweislich erreichbaren Stand (vgl. Europäische Kommission 2014a, S. 52). Dieses 

Paket umfasste eine Reihe von regulär erforderlichen Überprüfungen des europäischen 

Abfallrechts (der Verpackungsrichtlinie 94/62/EG, der Deponierichtlinie 99/31/EG und der 

Abfallrahmenrichtlinie 2008/98/EG). Primär zielte es auf eine Fortsetzung des auf EU-Ebene 

eingeschlagenen Pfades einer stoffstrom- und massenbezogenen Abfallpolitik ab. Die 

Europäische Kommission ging in ihrem Impact Assessment insgesamt (und auch für ein 

Vorreiterland wie Deutschland) von substanziellen Wohlfahrtseffekten ihrer Vorschläge aus 

(Europäische Kommission 2014a, S. 63 ff.). 

Obwohl sich hierdurch die Chance einer Europäisierung der vergleichsweise anspruchsvollen 

deutschen Abfallpolitik ergeben hätte, stieß der Kommissionsvorschlag in Deutschland auf 

erhebliche fachliche Kritik aus dem BMUB und dem Bundesrat. Besonders strittig waren die 

hohen Recyclingvorgaben wegen ihrer Verknüpfung mit einer neuen, einheitlichen 

Berechnungsmethode für die Zielwerte. Geplant waren Recyclingquoten, bei denen die 

Umwandlungs- und Sortierverluste vom Anlageninput abgezogen werden (Europäische 

Kommission 2014e, Art. 9 Abs. 4 und 5). Mit dieser Berechnung hätte Deutschland deutlich 

geringere Quoten vorzuweisen. Infrage gestellt wurde, ob die neuen Ziele technisch erreichbar 

und ökologisch sinnvoll seien (Bundesrat 2014; EUWID 2014c; ROGALSKI 2015, S. 40), 

sodass das BMUB im Ergebnis diese Recyclingquoten ablehnte. Auch die europaweite 

Einhaltung eines Deponiezieles, das festlegt, welcher prozentuale Anteil der Abfälle deponiert 

werden darf, wurde vom BMUB als „illusionär“ bezeichnet (EUWID 2014a). Sinnvoll seien 

vielmehr qualitative Ziele, welche die Anforderungen an Deponiegut definieren. Anstelle von 

„langfristigen, teils realitätsfernen Zielen“ seien zeitnah Maßnahmen gefordert, „die verstärkt 

darauf hinwirken, dass alle Mitgliedstaaten die in der geltenden [Deponie-]Richtlinie gesetzten 

Ziele für 2020 erreichen können“, bevor neue, noch ambitioniertere Quoten festgelegt würden 

(EUWID 2014b). Viele der Bedenken seien auf der Fachebene der Europäischen Kommission 

im Vorfeld vorgetragen, aber nicht berücksichtigt worden (JARON 2014). Im Februar 2015 

beschloss die neu gewählte Europäische Kommission, im Rahmen ihrer Initiative zur besseren 

Rechtsetzung den Vorschlag zurückzunehmen und einen revidierten vorzulegen (s. a. 

Europäische Kommission 2015b). Eine der politischen Begründungen hierfür war auch die 

begrenzte Unterstützung aus den Mitgliedstaaten für ein gemeinsames und anspruchsvolles 

Ziel für 2030 (vgl. auch: DOUMET und HERMANNS 2014, S. 260).  

Erst zu diesem Zeitpunkt hat sich das BMUB sehr deutlich gegen die Rücknahme des 

Kommissionsvorschlags positioniert, diese Haltung auch aktiv in den Umweltministerrat 

eingebracht und in einem gemeinsamen Schreiben der Umweltminister vom Dezember 2014 

hervorgehoben (EUWID 2015). Diese öffentlichkeitswirksame, aktive politische Unterstützung 
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des ursprünglichen Kommissionsvorschlags folgte recht unvermittelt auf die vorherige, sehr 

kritische bis ablehnende fachliche Positionierung. Die naheliegende Chance für eine fachlich 

vorbereitete und auch auf der politischen Ebene frühzeitig und hochrangig entwickelte Allianz 

für eine Europäisierung anspruchsvoller abfallpolitischer Ziele zwischen Deutschland, anderen 

Vorreiterländern wie Österreich oder Belgien und der Europäischen Kommission wurde damit 

auf beiden Handlungsebenen verpasst. 

Das faktische Vorreiterland Deutschland hält sich auch im Kontext der Debatte um einen 

revidierten Kommissionsvorschlag im Laufe des Jahres 2015 mit öffentlich wahrnehmbaren 

politischen Initiativen zurück, während sich andere Akteure, sowohl Mitgliedstaaten als auch 

das Europäische Parlament bereits positioniert haben (Europäisches Parlament 2015; Defra 

2015).  

58. Es bleibt damit der Gesamteindruck einer ambivalenten Haltung der Bundesregierung 

zwischen einer politisch unterstützenden und einer am Status quo ausgerichteten fachlichen 

Haltung. Eine auch öffentlichkeitswirksam in der EU kommunizierte Strategie, wie die 

durchaus erfolgreiche deutsche Abfallpolitik europäisiert und zugleich national 

weiterentwickelt werden kann, ist wenig erkennbar. Das neue Paket zur Kreislaufwirtschaft 

bietet nun eine zweite Chance mitzugestalten, wie der Kreislaufwirtschaftsgedanke europaweit 

Anwendung finden wird. Bei allem fachlichen Diskussionsbedarf bieten die 

Absichtserklärungen im Aktionsplan des Kreislaufwirtschaftspaketes 2015 für Deutschland die 

Chance, aktiv, öffentlich und in Allianz mit anderen Vorreiterländern für eine wirkungsvolle 

Umsetzung zu sorgen. 

1.4.2.3 Kreislaufwirtschaft durch Produktpolitik:  

Auf dem Weg zum Vorreiter? 

59. Die Europäische Kommission hat im Kreislaufwirtschaftspaket 2015 Produktpolitik, 

Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft in ihren Zusammenhängen aufgegriffen. Dies 

könnte eine tragfähige Ausgangsposition für eine transformative Kreislaufwirtschaftspolitik 

werden, da insbesondere Produkt- und Abfallpolitik aufeinander abgestimmt werden müssen. 

Auf der europäischen Ebene bietet die Ökodesign-Richtlinie 2009/125/EG die Chance, ein 

ressourceneffizientes Produktdesign einzufordern. In den Anhängen I und II sind bereits 

vielfältige Möglichkeiten verankert, um allgemeine Mindestanforderungen zu stellen. Vorgaben 

für Lebensdauer und Reparaturfähigkeit, Recyclingfähigkeit und Schadstoffarmut, Qualität 

(u. a. kritische Rohstoffe, Materialvielfalt, Anteil an Sekundärrohstoff) und Quantität (Gewicht) 

der eingesetzten Rohstoffe sind möglich und sinnvoll (FULVIO und TALENS PEIRO 2015; 

JEPSEN et al. 2015; VHK 2014; JEPSEN et al. 2012). Untersuchungen haben gezeigt, dass 

dies für einzelne Aspekte und Produktgruppen bereits im ausstehenden Ökodesign-

Arbeitsplan 2015 bis 2017 möglich ist (BIO by Deloitte et al. 2014a; 2014b). 
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Gleichzeitig bestehen vor allem auf Seiten der Industrie grundsätzliche Bedenken gegen 

staatliche Eingriffe in die Produktpolitik: Ökodesign dürfe „sich nicht durch die Hintertür zu 

einem Instrument umfassender staatlicher Produktionslenkung entwickeln“ (DIHK 2008; s. a. 

VCI 2013). Gefordert wird eine Weiterentwicklung der Richtlinie „mit Augenmaß“ ohne 

Ausdehnung auf Rohstoffaspekte oder weitere Produktgruppen (BDI 2014; CECED et al. 

2015).  

60. Auf deutscher Ebene gibt es erste Initiativen für eine zweite Generation einer 

Kreislaufwirtschaftspolitik über die Abfallpolitik hinausgehend. Das Deutsche 

Ressourceneffizienzprogramm und seine im Entwurf bekannte Weiterentwicklung 

(ProgRess II) formuliert durchaus anspruchsvolle volkswirtschaftliche, kreislaufwirtschaftliche 

und produktspezifische Ziele und Handlungsansätze: Ein neues Indikatoren- und Zielsystem 

soll eingeführt werden, das den Ersatz von Primärrohstoffen durch Sekundärrohstoffe 

widerspiegelt. Deren Anteil soll „langfristig gesteigert“ werden (BMUB 2015a, S. 49). Die 

Realisierung soll aber vor allem über informatorische und eigenverantwortliche Instrumente 

erreicht werden (BMU 2012; BMUB 2015a). 

Für die Produktpolitik enthält der Entwurf von ProgRess II das Ziel, „dass alle neuen und 

novellierten Durchführungsverordnungen zur Ökodesign-Richtlinie von 2015 bis 2020 mit 

Materialeffizienzanforderungen unterlegt werden, die für die jeweiligen Produktgruppen von 

besonderer Relevanz sind. Dies schließt Anforderungen an die Produktinformation mit ein“ 

(BMUB 2015a). Die Umsetzung der Richtlinie über Elektro- und Elektronik-

Altgeräte 2012/19/EU (WEEE-Richtlinie) in deutsches Recht besagt, dass Hersteller ihre 

Elektro- und Elektronikgeräte möglichst so zu gestalten haben, dass insbesondere die 

Wiederverwendung, die Demontage und die Verwertung von Altgeräten, ihren Bauteilen und 

Werkstoffen berücksichtigt und erleichtert werden. Eine Konkretisierung wird über die 

Verordnungsermächtigungen möglich. Zu begrüßen wäre, wenn die in § 24 Elektro- und 

Elektronikgerätegesetz 2015 vorgesehene Behandlungsverordnung über die Anforderungen 

der Richtlinie hinaus konkrete und messbare Ziele bezüglich der qualitativen und quantitativen 

Rückgewinnung von wertstoffhaltigen Komponenten enthalten würde. Dies könnte positive 

Auswirkungen auf die Produktgestaltung haben. 

61. Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld ist die öffentliche Beschaffung, über die der Staat 

einen großen Einfluss auf die Entwicklung von innovativen Produkten und Dienstleistungen 

hat (UBA-Forschungsvorhaben aus den Jahren 2008, 2011, 2012, 2015, 2016). Das 

öffentliche Beschaffungswesen besitzt mit einem geschätzten Umfang von 13 % des 

Bruttoinlandsproduktes (BIP) (BMUB 2015d) erhebliches Potenzial, umweltfreundliche 

Innovationen zu fördern. In einzelnen Bereichen geschieht dies erfolgreich wie bei der 

Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung energieeffizienter Produkte und Dienstleistungen, oft 

wird es aber noch nicht ausreichend genutzt (Staatssekretärsausschuss für nachhaltige 

Entwicklung 2015). Deutschland könnte aber die öffentliche Auftragsvergabe wesentlich 
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wirksamer als bisher nutzen und auch die verbesserten rechtlichen Möglichkeiten auf EU-

Ebene ausschöpfen, zum Beispiel indem Umweltsiegel in die Vergabe einbezogen werden. 

Die Einhaltung der quantitativen Ziele (z. B. den Anteil des Einsatzes von Recyclingpapier mit 

dem Blauen Engel bis 2020 soweit möglich auf 95 % zu steigern), die die Bundesregierung 

sich mit dem „Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit“ gesetzt hat, sollte überwacht und 

dokumentiert werden. Der Entwurf zu ProgRess II nennt das konkrete Ziel, bis 2020 alle neuen 

Rahmenverträge der Bundesverwaltung für Standardprodukte (Dienst- und Lieferleistungen) 

mit konkreten Ressourcenschutzanforderungen zu versehen. Hier wäre ein Monitoring der 

erreichten Wirkung sinnvoll. 

1.4.2.4 Schlussfolgerungen 

62. Die Entwicklung einer Kreislaufwirtschaft ist eine Handlungspriorität in der EU. 

Deutschland ist insbesondere bei der abfallwirtschaftlichen Dimension in vielfacher Hinsicht 

technisch und ökonomisch führend. Gleichwohl erscheint die Haltung gegenüber der EU-

Kreislaufwirtschaftspolitik eher defensiv. Der SRU empfiehlt dem BMUB, eine aktivere 

Vorreiterpolitik für eine europäische Kreislaufwirtschaft zu entwickeln, zumal die Diskussion 

um deren Neuausrichtung mit dem aktuellen Vorschlag zum Kreislaufwirtschaftspaket neu 

eröffnet ist. Notwendig sind 

– eine eigene Vision, wie sich die nationale und europäische Kreislaufwirtschaft bis 2030 

entwickeln sollte, sowohl im Hinblick auf den erneuten Legislativvorschlag der 

Europäischen Kommission als auch auf eine Erweiterung der Agenda jenseits der 

bisherigen abfallrechtlichen Instrumente,  

– die Integration von „Design-für-Ressourcenschonung-Aspekten“ in die Durchführungs-

maßnahmen der Ökodesign-Richtlinie voranzutreiben, 

– die frühzeitige, aktive und öffentliche Kommunikation der deutschen Ansätze von 

Kreislaufwirtschaft auf europäischer Ebene und 

– die rechtzeitige Bildung und Stärkung innovationsorientierter Allianzen für eine 

anspruchsvolle Kreislaufwirtschaft in der EU.  

Auch auf nationaler Ebene sind die Handlungspotenziale der Bundesregierung bei Weitem 

nicht ausgeschöpft. ProgRess I und II formulieren über die Abfallwirtschaft hinausgehende 

anspruchsvolle politische Ziele. Die sehr guten Handlungsansätze werden jedoch nur 

zögerlich mit ökonomischen oder regulativen Instrumenten unterlegt. Es ist aber zu bezweifeln, 

dass nur mit „weichen“ Instrumenten der Netzwerkbildung, der Innovationsförderung und des 

Know-how-Transfers ein Qualitätssprung in der Ressourcenproduktivität erreicht werden kann 

(SRU 2015b). 
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1.4.3 Biodiversität und Landwirtschaftspolitik 

63. Intensive landwirtschaftliche Produktionsweisen gehören zu den wichtigsten 

Verursachern des Biodiversitätsverlustes in Deutschland (BfN 2015; s. a. Kap. 6.5). So ist die 

Bundesrepublik weit davon entfernt, die gesteckten Ziele der nationalen Biodiversitätsstrategie 

in Agrarlandschaften zu erreichen (BMUB 2015b). Der Handlungsbedarf ist gut dokumentiert 

(EEA 2015a; SRU 2015c; 2013c; 2009) und die verschiedenen Politiken, die direkt oder 

indirekt Auswirkungen auf die Umweltverträglichkeit der Landwirtschaft haben, werden 

regelmäßig novelliert. Deutschland greift diese Handlungschancen jedoch nur verhalten auf 

und verfehlt neben den Biodiversitätszielen auch andere einschlägige Umweltqualitäts- und 

Reduktionsziele des europäischen Umweltrechts, insbesondere im Hinblick auf den 

Gewässerschutz und die Luftreinhaltung (SRU 2015c, S. 249 ff.; 2013a, S. 9 f.). Im Hinblick 

auf die Bemühungen der Europäischen Kommission um eine ökologische Reform der 

europäischen Agrarpolitik wird Deutschland eher als Bremser, keinesfalls als Vorreiter 

gesehen (s. Tz. 66 f.). 

64. Den Umweltbelastungen liegt auch ein politisch gewollter, marktgetriebener 

Strukturwandel in der Landwirtschaft zugrunde. Durch die zunehmende Liberalisierung der 

Agrarmärkte in den vorangegangenen GAP-Reformen und im Rahmen bi- und multilateraler 

Handelsübereinkommen sehen sich die Erzeuger heute mit erheblichen Preisvolatilitäten 

konfrontiert (von LEDEBUR und SCHMITZ 2011; TIETZ et al. 2011, S. 10). Dies ist aktuell im 

Bereich Milcherzeugung zu beobachten. Daneben sind der Handel und das verarbeitende 

Gewerbe als Abnehmer landwirtschaftlicher Produkte hoch konzentriert. Zudem ist seit vielen 

Jahren ein starker Preiswettbewerb im Lebensmittelbereich zu sehen (BALMANN et al. 2012; 

WBA 2015, S. 55; HOFFMANN 2012). In der Kombination führen diese Faktoren, auch 

aufgrund der Marktkonstellationen zwischen Erzeugern, Verarbeitern und Handel, teilweise zu 

einem hohen Preisdruck für die Erzeuger. Auf diesen reagiert ein Großteil mit Wachstum und 

Intensivierung der Produktion oder es kommt zu einem Ausscheiden der Betriebe 

(BUCKWELL et al. 2014, S. 22). Gleichzeitig besteht eine hohe Flächenkonkurrenz durch die 

hohe globale Nachfrage nach tierischen Erzeugnissen und nachwachsenden Rohstoffen. 

Auch dies hat in den vergangenen Jahrzehnten die Intensivierung der Landwirtschaft und die 

Entkopplung von tierischer und pflanzlicher Produktion vorangetrieben; eine Entwicklung, die 

vielfach zulasten von umweltnahen Produktionsweisen geht. Ein Beispiel hierfür ist der 

Rückgang extensiv genutzten Grünlands (BfN 2014; SRU 2015c, Tz. 207 ff.; HEIßENHUBER 

et al. 2015, S. 50 und 72 ff.). 

65. Diese Entwicklungen laufen konträr zu dem zunehmenden gesellschaftlichen 

Bewusstsein für und den Konsumentenwünschen nach mehr Naturverträglichkeit und Tierwohl 

im Kontext landwirtschaftlicher Produktion (BMELV 2013; SRU 2015c, Tz. 245–251 und 516–

534; WBA 2015, S. 66 ff.). Für den Landwirtschaftssektor fehlt ein gemeinsames Leitbild, das 

diesem Wertewandel Rechnung trägt. Ein solches Narrativ würde dazu beitragen, die aus 
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Umweltsicht notwendigen Reformen der Agrarpolitik und der landwirtschaftsbezogenen 

Umweltpolitik in Richtung zu mehr ökologischer Nachhaltigkeit voranzutreiben. Die 

Änderungen im Landwirtschaftssektor müssen in dem Sinne transformativ sein, dass sie alle 

Umsetzungsebenen umfassen, das heißt Effizienz-, Konsistenz- und Suffizienzstrategien 

miteinander kombinieren (SRU 2015c, Tz. 50–58). Die Potenziale für einen effizienteren 

Einsatz von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln in der landwirtschaftlichen Produktion 

sind erheblich (BLAG 2012; OENEMA et al. 2009; BUCKWELL et al. 2014). 

Konsistenzorientierte Ansätze setzen auf eine naturverträgliche Anpassung der Produktion 

zum Beispiel durch eine verstärkte Kreislaufführung von Nährstoffen (vgl. SRU 2015c, 

Tz. 55 f.). Suffizienzstrategien setzen vor allem bei einer deutlichen Verminderung des 

Fleischkonsums und anderer tierischer Produkte an und adressieren somit einen der 

wichtigsten Treiber der heutigen intensiven Landnutzung (SRU 2015c, Tz. 45 und 337; 2012, 

Tz. 159 ff.) 

1.4.3.2 Die Rolle Deutschlands in der europäischen Agrarpolitik 

66. Die gemeinsame europäische Agrarpolitik (GAP) ist ein zentraler Hebel für die 

Ausrichtung der Landwirtschaft. Sie verfügt über ein enormes finanzielles Budget und die 

Möglichkeit, dies durch politische Mechanismen und Kontrollinstrumente an Umweltleistungen 

zu knüpfen. Dieses Potenzial für eine grünere GAP wird bisher, trotz einiger Anläufe der 

Europäischen Kommission, nicht ausreichend genutzt (PE´ER et al. 2014, S. 1090). Der SRU 

(2013c, S. 3 f.) hat sich in einem Kommentar mit den einzelnen Elementen der 

Kommissionsvorschläge zur GAP-Reform befasst und seine Empfehlungen in die Diskussion 

eingebracht. Im Rahmen des Sondergutachtens „Stickstoff: Lösungsstrategien für ein 

drängendes Umweltproblem“ hat er die Ergebnisse der Reform kritisch beleuchtet (SRU 

2015c, Tz. 446–451). 

Die Positionierung Deutschlands in den Verhandlungen zur gemeinsamen Agrarpolitik zeigt 

eine Tendenz, die auf Beharrung und Status-quo-Interessen gegenüber Umweltinteressen 

ausgerichtet ist. Politikwissenschaftliche Analysen stellen immer wieder die Fähigkeit der 

deutschen und europäischen Landwirtschaftspolitik heraus, sich erfolgreich von anderen 

gesellschaftlichen Anforderungen abzuschotten (GREER 2013; 2014; DAUGBJERG und 

ROEDERER-RYNNING 2014; ROEDERER-RYNNING 2015b; 2015a). Der 

Landwirtschaftssektor wird als ein besonderer Typ von Politiknetzwerk charakterisiert. Er 

erhält „längerfristig bestehende Beziehungen zwischen einer politischen Partei, bestimmten, 

ihre Klientel repräsentierenden Verbänden und dem für die betreffende Politik (z. B. 

Agrarpolitik) zuständigen Ministerium“ aufrecht (MAYNTZ 2008, S. 47). Der große politische 

Einfluss der Landwirtschaft basiert weniger auf ihrer unmittelbaren wirtschaftlichen Bedeutung, 

als vielmehr auf ihrer Rolle, die Ernährung der Bevölkerung zu sichern. Außerdem besitzt die 

Landwirtschaft eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz in landwirtschaftlich geprägten 

Regionen. Schließlich ist die heutige intensive Landwirtschaft Teil eines Produktionssystems, 
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in dem sowohl die Vorleistungsindustrie als auch die nachgelagerten Stufen der Verarbeitung 

und des Handels eher Interesse an einer intensiven landwirtschaftlichen Produktionsweise 

haben (SRU 2008, Tz. 1037). Die Landwirtschaft kann mit den sehr hohen Subventionen, der 

hohen Dichte an Marktinterventionen und einer ausdifferenzierten Landwirtschaftsverwaltung 

als ein „staatsnaher“ Sektor charakterisiert werden. In der politikwissenschaftlichen Literatur 

wird solchen staatsnahen Sektoren ein hoher Grad an „Selbststeuerung“, 

„Verselbstständigung“ und „Pfadabhängigkeit“ zugeschrieben (MAYNTZ und SCHARPF 1995, 

S. 13 f.). Eine umfassende, aktuelle und fundierte politikwissenschaftliche Analyse der Akteure 

und Institutionen der deutschen Agrarpolitik und ihrer Reform- und Beharrungskräfte steht 

allerdings aus. Die Evidenz ist daher partiell und nicht aktuell (vgl. die Untersuchung von 

RIEGER (2007) zur Schlüsselstellung des Deutschen Bauernverbandes bei der Vertretung 

landwirtschaftlicher Interessen). 

67. Historisch gehört Deutschland nicht zu den aktiven Reformkräften in der europäischen 

Agrarpolitik und ist als Teil eines „konservativen Modells“ in der EU verortet (HÄRTEL 2011, 

S. 44; SRU 2008, Tz. 1038; BISSELS und OPPERMANN 2011, S. 147). Deutschland steht 

vielfach im Bündnis mit anderen großen Mitgliedstaaten, die bei den vergangenen Reformen 

versucht haben, die wiederholten Anläufe zu einer ökologischen Qualifizierung der 

Subventionen auszubremsen oder aufzuweichen (FEINDT 2007; SRU 2008, Tz. 1040; 2015c, 

Tz. 228 und 446; JASPER 2013; DBV 2012; GREER 2013; BUREAU 2012). Im Gegensatz zu 

einer Reihe von Mitgliedstaaten wie Großbritannien, Schweden, Dänemark und die 

Niederlande, hat sich Deutschland wiederholt gemeinsam mit Frankreich in den 

Verhandlungen für den Erhalt des Agrarbudgets mit einer starken ersten Säule und gegen eine 

anspruchsvolle Verknüpfung der Agrarförderung an Umweltanforderungen eingesetzt 

(GREER 2013, S. 127 f.). Die damalige Landwirtschaftsministerin Aigner bezeichnete die 

Ausweisung von 7 % ökologischen Vorrangflächen im Rahmen der Verhandlungen um das 

Greening 2013 als „absurd“ (EurActiv 2013). Die Bundesregierung hatte gegenüber den 

Kommissionsvorschlägen zur Reform der europäischen Agrarpolitik betont, dass sich 

Deutschland nicht als Vorreiter einer ökologischen Reform sieht, sondern als Vorreiter darin, 

„die heimische Landwirtschaft fit für den Weltmarkt zu machen“ (BMELV 2011, S. 2). „[Das] 

Prinzip der pauschalen Abgeltung öffentlicher Güter und Leistungen der Landwirtschaft mittels 

Direktzahlungen [habe] sich grundsätzlich bewährt […]“ (ebd. S. 2). Auch die 

Gestaltungsspielräume für eine umweltpolitisch anspruchsvolle nationale Umsetzung der 

Reformen von 2013 wurden nicht hinreichend genutzt (AbL 2015, S. 17–24; SRU 2015c, 

Tz. 447 ff.). Bei der Umschichtung von Mitteln der ersten Säule in die zweite Säule (Förderung 

der ländlichen Entwicklung), in der Gelder deutlich zielgerichteter eingesetzt werden können, 

bleibt Deutschland deutlich hinter anderen Mitgliedstaaten wie Großbritannien, Estland und 

Lettland zurück (AbL 2015, S. 19). PE´ER et al. (2014) kommen insgesamt zu dem Urteil, dass 

die europäische Agrarreform im Hinblick auf eine Verbesserung des Schutzes der 
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Biologischen Vielfalt „versagt“ hat. Die Bundesregierung dürfte durch ihre Positionierung in 

den Verhandlungen (s. o.) maßgeblich dazu beigetragen haben.  

Es gibt noch weitere Beispiele, die belegen, dass eine stärkere Ausrichtung des Agrarsektors 

an Umwelt- und damit an Gemeinwohlinteressen politisch von deutscher Seite nicht oder nicht 

ausreichend forciert wird. Deutschland zeigt regelmäßig eine mangelhafte Umsetzung der 

europäischen Umweltrichtlinien mit Landwirtschaftsbezug. Zu nennen sind beispielsweise die 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG (SRU 2015c, Tz. 358–393) und der 

Nitratrichtlinie 91/676/EWG (SRU 2015c, Tz. 411–437). Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 

stellte 2002 fest, dass die Düngeverordnung von 1996 keine vollständige Umsetzung der 

Nitratrichtlinie darstellte (EuGH v. 14. März 2002 – Rs. C-161/00). Die Europäische 

Kommission hat im Jahr 2013 ein weiteres Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet 

(„Nitratbelastung im Grundwasser: Kommission fordert Deutschland zum Handeln auf“, 

Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom 10. Juli 2014). Andere Länder, wie zum 

Beispiel Dänemark, haben deutlich entschlossener auf die Nitratbelastung durch die 

Landwirtschaft reagiert (SRU 2015c, Tz. 306 und 417; van GRINSVEN et al. 2012; 

KRONVANG et al. 2008). Eine Ursache der Defizite ist die Sonderbehandlung und 

Privilegierung des Landwirtschaftssektors im nationalen Umwelt- und sonstigen Fachrecht 

(MÖCKEL et al. 2014; MÖCKEL 2015; EKARDT 2014), die historische Ursachen hat. Seit 

langem schon wird gefordert, die „gute fachliche Praxis“ für die Landwirtschaft so 

auszugestalten, dass anspruchsvolle, konkrete und durchsetzbare Anforderungen, zum 

Beispiel im Hinblick auf die landwirtschaftliche Bodennutzung, geschaffen werden müssen. 

Vielfach seien die Landwirte bisher von umweltrechtlichen Regelungen ausgenommen, ohne 

dass gleichwertige fachrechtliche Regelungen bestehen (MÖCKEL 2014, S. 14 ff.; SRU 

2015c, S. 316 ff.). 

1.4.3.3 Reformkräfte in der deutschen Landwirtschaft 

68. Ein Veränderungsdruck auf die Landwirtschaftspolitik der Bundesregierung, hin zu 

einer ökologischeren Ausrichtung, kommt vor allem von „außen oder unten“ (SRU 2008, 

Tz. 1040 f.), unter anderem durch Finanzrestriktionen öffentlicher Haushalte und Anpassungen 

an Welthandelsabkommen (TANGERMANN 2012, S. 322; DAUGBJERG 2014), aber auch 

durch die EU, die die Einhaltung umweltrechtlicher Vorschriften einfordert (SRU et al. 2013; 

LASKOWSKI und ZIEHM 2014, S. 316). Daneben gehen Impulse von einer wachsenden 

Tierwohl- und Verbraucherschutzbewegung aus, die bestimmte Methoden einer intensiven 

Tierhaltung ethisch nicht für vertretbar hält oder ein verändertes Konsumverhalten aus 

Gesundheitsgründen anstrebt und umsetzt, sowie von zunehmenden gesellschaftlichen 

Erwartungen an eine umweltschonendere Landwirtschaft (WBA 2015, S. 61 ff; ZANDER et al. 

2013; Wir haben es satt! 2015). Hinzu kommt wachsender lokaler Protest gegen den Neubau 

von Anlagen der Intensivtierhaltung (WBA 2015, S. 63; NIEMANN 2014).  
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Zahlreiche Umweltverbände mit hoher Mitgliederzahl setzen sich für die Erhaltung der 

Biodiversität und Änderungen in der Agrarpolitik ein (SPERFELD und ZSCHIESCHE 2015). 

Auch der Gewässerschutz und hierbei insbesondere die Verbände der Wasserversorgung 

organisieren ein einflussreiches ökonomisches Interesse an einer Verminderung diffuser 

Stoffeinträge. Ihr Fokus liegt allerdings auf dem Gesundheits- und Trinkwasserschutz (BDEW 

2014a; 2014b). Auch die Verbände des ökologischen Landbaus und der bäuerlichen 

Landwirtschaft können ein Korrektiv in der Debatte bilden. Im vergangenen Reformprozess für 

die gemeinsame Agrarpolitik haben sie sich beispielsweise zusammen mit zahlreichen 

weiteren Akteuren für eine umweltfreundlichere Ausrichtung eingesetzt (EuroNatur und AbL 

2013). Diese Verbände sind aber ökonomisch und politisch weniger einflussreich als der 

Deutsche Bauernverband, der eine besondere Schlüsselrolle in der agrarpolitischen 

Entscheidungsfindung spielt (BRAND 2009; RIEGER 2007, S. 299 f.). Es gibt aber auch 

staatliche Akteure, die seit Jahren auf Veränderungen drängen (RIEGER 2007). 

Reformimpulse für eine umweltverträglichere Ausrichtung der Landwirtschaft gehen unter 

anderem von umweltpolitischen Akteuren aus Bund und Ländern aus. Das BMUB hat sich 

bereits im Vorfeld des 7. Umweltaktionsprogramms der EU aktiv dafür eingesetzt, dass die 

Umweltfolgen der Stickstoffeinträge einen prominenteren Platz einnehmen und dass „die 

Nährstoffkreisläufe“ (Stickstoff und Phosphor) nachhaltiger und ressourceneffizienter gelenkt 

werden (Europäische Kommission 2014b, Tz. 28). Die Idee einer Stickstoffstrategie, wie vom 

SRU vorgeschlagen, wird einen prominenten Platz im geplanten Integrierten Umweltprogramm 

„Perspektive 2030“ einnehmen. Das Umweltbundesamt (UBA) hat sich aktiv und öffentlich für 

ambitionierte Minderungsziele für Ammoniak und Stickstoffoxide in der Novelle der NEC-

Richtlinie 2001/81/EG eingesetzt (UBA 2015). Unterstützung für strengere ordnungsrechtliche 

und ökonomische Instrumente zur Reduzierung der Stickstoffeinträge aus der Landwirtschaft 

wird insbesondere aus den Bundesländern artikuliert. Ein Beispiel dafür ist die gemeinsame 

Vorlage von Agrar- und Umweltausschuss für eine Stellungnahme des Bundesrates 

(Bundesrat 2015), in der eine Stickstoffstrategie und Nachbesserungen der Düngeverordnung 

gefordert werden. 

1.4.3.4 Schlussfolgerungen 

69. Die Hemmnisse für eine ökologische Transformation des Agrarsektors sind derzeit 

groß. Es fehlt hierfür eine gemeinsam getragene Vision. Die Akteure, die das politische Leitbild 

maßgeblich definieren, sind eher skeptisch gegenüber einer ökologischen Reform eingestellt 

und der Spielraum zur Mitgestaltung für andere konstruktive Akteursgruppen ist zu gering. Es 

gibt eine überdeutliche Asymmetrie der Einflusspotenziale einiger Produktionsinteressen 

gegenüber den Schutzinteressen. Damit Umweltinteressen ein angemessenes Gewicht 

erhalten, müssen die reformorientierten Akteure schrittweise gestärkt werden (vgl. Tz. 27 f.). 

70. Es bedarf einer breit angelegten und konstruktiven Diskussion über eine nachhaltige 

Landwirtschaft, an der sich die Landwirte beteiligen und in der stärker als bisher die 
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unterschiedlichen und teils widersprüchlichen Interessen innerhalb des Sektors deutlich 

werden. In der Landwirtschaft hat der Staat durch fordernde und fördernde Maßnahmen die 

Möglichkeit, zu einer Politikbeschleunigung beizutragen. Durch Fördermaßnahmen können 

die Anteile einer relativ umweltverträglichen Landwirtschaft gesteigert werden. Dies bringt 

wiederum weitere Innovationen mit sich und stärkt reformorientierte Akteurskonstellationen (so 

analog in anderen Bereichen beobachtet (JÄNICKE 2013; 2010)). Die Übertragung von 

innovativen Ansätzen aus der Forschung in die Praxis ist auch Ziel der 2012 ins Leben 

gerufenen „Europäischen Innovationspartnerschaft Landwirtschaftliche Produktivität und 

Nachhaltigkeit“ (Europäische Kommission 2015c). Politische Reformprojekte, wie die Novelle 

der Düngeverordnung, die Überprüfung des Greenings der gemeinsamen Agrarpolitik oder 

Änderungen in der Luftreinhaltepolitik, fordern von den Akteuren des Sektors, sich mit neuen 

Lösungen zu befassen (vgl. auch Kap. 6). Gleichzeitig sollte der Staat deutlich stärker jene 

Akteure unterstützen, die in ihrer Wirtschaftsweise bereits Umweltverträglichkeit über das 

gesetzliche Mindestmaß hinaus umsetzen und damit zu den Vorreitern des Sektors gehören. 

Die Förderung des Ökolandbaus ist ein Beispiel hierfür. Die Nachfrage nach Bioprodukten 

steigt in Deutschland kontinuierlich (BÖLW 2015, S. 15). Zugleich stagniert der Anteil der 

entsprechend bewirtschafteten Fläche und folglich steigen die Importe von Bioprodukten 

(BMEL 2015a, S. 12). Das neue Programm des Bundesministeriums für Ernährung und 

Landwirtschaft (BMEL) „Zukunftsstrategie Ökologischer Landbau“, das Ende 2016 

veröffentlicht werden soll, zielt auch darauf, dieses Marktpotenzial besser zu nutzen (BMEL 

2015b). Der SRU befürwortet die Initiative und empfiehlt, dass das Programm wirkungsvoll 

ausgestaltet wird. 

71. Wichtige Innovationsimpulse einer „grünen Transformation“ gehen auch von 

zivilgesellschaftlichen Bewegungen aus. Der öffentlichen und politischen Debatte um die 

„Massentierhaltung“ und um Ernährungsstile (Tz. 64 f.) kommt hiermit eine herausragende 

Bedeutung für Veränderungen zu. Die Erwartungen und Sorgen dieser Bewegungen sollten 

daher von der Politik konstruktiv aufgegriffen werden (vgl. dazu WBA 2015). Verbraucher-, 

Umwelt-, Naturschutz- und reformbereite Landwirtschaftsinteressen sollten im formellen und 

informellen Beratungs- und Entscheidungssystem der Landwirtschaftspolitik von Bund und 

Ländern deutlich aufgewertet werden. Die Landwirtschaftspolitik muss in diesem Sinne dem 

pluralistischen Charakter der verschiedenen gesellschaftlichen Interessen an einer 

veränderten Agrarpolitik stärker Rechnung tragen. Eine privilegierte Stellung des Deutschen 

Bauernverbandes bei der Interessenvertretung gegenüber den Landwirtschaftsministerien von 

Bund und Ländern (RIEGER 2007, S. 300) ist nicht mehr zeitgemäß. Andere 

landwirtschaftliche Verbände und gesellschaftliche Gruppen müssen gleichberechtigt 

Berücksichtigung finden. 

72. Selbst wenn die zentrale Verantwortung für die Ausrichtung der Landwirtschaftspolitik 

im Agrarressort liegt, müssen die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass sich die 

umweltpolitischen Akteure stärker einbringen können, vor allem in der Ausrichtung der 
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europäischen Agrarpolitik und der Konkretisierung des landwirtschaftlichen Fachrechts (s. u.). 

Dafür müssen auch institutionelle Voraussetzungen geschaffen werden. Beispielsweise ist zu 

erwägen, das Mitgestaltungsrecht des Umweltressorts in agrarpolitischen Fragen mit 

erheblicher ökologischer Bedeutung zu stärken. Der SRU hat schon in seinem 

Umweltgutachten 2012 vorgeschlagen, dem Umweltministerium ein suspensives 

Widerspruchsrecht im Kabinett einzuräumen, wenn es um solche Fragen geht (SRU 2012, 

Tz. 712). In seinem Sondergutachten hat der SRU im Kontext seines Vorschlags zu einer 

Stickstoffstrategie einige organisatorische und institutionelle Optionen zur Stärkung der 

Umweltbelange in politischen Entscheidungsprozessen diskutiert (SRU 2015c, Tz. 628 ff.). 

Diese können in vielen Fällen auf den weiteren Komplex Agrar- und Agrarumweltpolitik 

übertragen werden. Ziel sollte letztendlich eine inhaltliche Politikintegration in dem Sinne sein, 

dass ökologische Aspekte in der Landwirtschaftspolitik immer mitgedacht werden.  

Um eine ökologische Transformation in der Landwirtschaft zu erreichen, müssen vor allem 

endlich die boden- und naturschutzbezogenen Mindeststandards der landwirtschaftlichen 

Produktionsweisen konkretisiert werden, da diese die praktische Konkretisierung dieses 

Wandels darstellen. Dafür ist erstens erforderlich die Zuständigkeit für die Konkretisierung der 

guten fachlichen Praxis dem für Umweltfragen zuständigen BMUB zuzuweisen. Das 

ressortzuständige Ministerium ist der richtige Akteur, um Anforderungen an die gute fachliche 

Praxis zu erlassen, da es die größte Fachkompetenz besitzt. Um eine ausreichende 

Abstimmung mit dem landwirtschaftlichen Ressort herzustellen, ist – umgekehrt wie es derzeit 

der Fall im Düngegesetz und Pflanzenschutzgesetz ist – ein Einvernehmensgebot mit dem 

BMEL vorzusehen (MÖCKEL et al. 2014, S. 372). Zweitens sollten im 

Bundesnaturschutzgesetz und im Bundes-Bodenschutzgesetz Verordnungsermächtigungen 

eingeführt bzw. die bestehenden erweitert werden, um die materiellen Vorgaben vollzugsfähig 

auszugestalten. Im Wasserhaushaltsgesetz und Bundes-Immissionsschutzgesetz sollten 

gesetzliche Anforderungen an die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft konkretisiert und 

schärfer ausgestaltet werden (SRU 2015c; Tz. 409 f.).  

In der Naturschutz-Offensive 2020 fordert das BMUB, bei der Prüfung des Greenings im Jahr 

2017 die Greening-Anforderungen an die Direktzahlungen nachzuschärfen. In der nächsten 

EU-Finanzperiode sollten die unkonditionierten Direktzahlungen beendet werden (BMUB 

2015c, S. 1). Um die nächste Reform aktiver mitgestalten und substanziell in eine stärkere 

Umweltausrichtung lenken zu können, muss sich das BMUB aber stärker einbringen und das 

Thema entsprechend auch personell stärker besetzen. 

Mit dem Integrierten Umweltprogramm „Perspektive 2030“ und der Stickstoffstrategie (BMUB 

2015c; Deutscher Bundestag 2015) sollte die Bundesregierung den Veränderungsdruck auf 

die Landwirtschaft erhöhen. Dazu muss es ihr gelingen, die Tiefe der notwendigen 

Änderungen zu kommunizieren, eine klare, ressortübergreifend getragene Reformperspektive 

zu entwickeln und anspruchsvolle Ziele zu definieren. Deshalb sollten landwirtschaftliche 
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Akteure, insbesondere das BMEL, in die Entwicklung einer integrierten Stickstoffstrategie 

einbezogen werden. Insofern erachtet der SRU diese neuen Strategieprozesse auch als 

Chance, die politischen Prioritäten der Bundesregierung hin zu einer ökologisch 

verträglicheren Landwirtschaft zu verschieben.  

73. Im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland kommt den Bundesländern mit 

ihren eigenen Gesetzgebungskompetenzen eine besondere Rolle zu. Sie können auf 

Landesebene eigene politische Schwerpunkte für eine umweltverträglichere Landwirtschaft 

setzen und diese durch Instrumente wie die anspruchsvolle Ausgestaltung 

ordnungsrechtlicher Auflagen umsetzen (Beispiele siehe u. a. SRU 2015c, Tz. 315 ff.; s. a. 

Kap. 6.6). Auch haben die Länder Gestaltungsspielraum und -verantwortung bei der 

Ausgestaltung der Förderprogramme zur ländlichen Entwicklung (zweite Säule der 

gemeinsamen europäischen Agrarpolitik). Über den Bundesrat haben sie 

Mitsprachemöglichkeiten bei der Ausgestaltung der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 

Küstenschutz. All dies bietet Möglichkeiten, Maßnahmen wie dem Vertragsnaturschutz, dem 

Ökolandbau und anderen freiwilligen Agrarumweltmaßnahmen Priorität einzuräumen. Der 

SRU ist der Auffassung, dass die Bundesländer dies zur Mitwirkung an einer Transformation 

der Landwirtschaft stärker nutzen sollten (SRU 2015c, Tz. 355, 370–390 und 451; SRU 

2013c). 

1.4.4 Forschungspolitik 

1.4.4.1 Transformationsorientierte Forschungspolitik 

74. Traditionell war die Forschungs- und Innovationspolitik in Deutschland – wie auch in 

anderen Ländern – vorrangig auf eine „themenneutrale“ Förderung von Technologie und 

Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet. Im Verlauf der letzten Dekade hat jedoch die Auffassung 

zunehmend an Einfluss gewonnen, dass die Forschungs- und Innovationspolitik stärker auf 

bestimmte prioritäre Handlungsfelder ausgerichtet werden sollte. Die Diskussion über die Rolle 

von Forschung und Forschungsförderung im Hinblick auf wichtige gesellschaftliche 

Herausforderungen wird intensiv geführt, nicht nur auf internationaler Ebene (z. B. Future 

Earth 2014; PALSSON et al. 2013; STILGOE et al. 2013; OWEN et al. 2012), sondern 

zunehmend auch in Deutschland (vgl. z. B. Wissenschaftsrat 2015; GRUNWALD 2015; 

SCHNEIDEWIND 2015; SCHNEIDEWIND und SINGER-BRODOWSKI 2013; von WISSEL 

2015; ROHE 2015). Leitbegriffe dieser Diskussionen sind beispielsweise „transformative 

Wissenschaft“, „große gesellschaftliche Herausforderungen“ und „verantwortungsvolle 

Forschung und Innovation“.  

Hinter dieser neuen wissenschaftlichen und forschungspolitischen Agenda stehen 

verschiedene Begründungsstränge. Aus Umweltsicht steht im Vordergrund, dass die 

anstehenden Veränderungsprozesse nur mit wissenschaftlicher Unterstützung erfolgreich sein 

können: Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit und Klimaverträglichkeit sind dringlich, 
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um die menschlichen Existenzgrundlagen nicht zu gefährden (vgl. auch WBGU 2011). Dabei 

sind vielfältige wissenschaftliche Wissensbestände erforderlich, um die verschiedenen 

ökologischen Herausforderungen zu verstehen und ihnen zu begegnen (Wissenschaftsrat 

2015). Wissenschaft kann – wie beispielsweise die vom Intergovernmental Panel on Climate 

Change periodisch erarbeiteten Sachstandsberichte zeigen – nicht nur 

Entwicklungsdynamiken beschreiben und Folgen abschätzen, sondern auch helfen, 

zukunftsfähige technologische und sozio-ökonomische Entwicklungspfade vorzudenken. 

Gleichzeitig ist zunehmend in Zweifel zu ziehen, dass rein marktgetriebener technologischer 

Fortschritt und wirtschaftliches Wachstum systematisch und dauerhaft Wohlstand und 

Lebensqualität verbessern (vgl. SRU 2012, Kap. 1). Die Ökoeffizienz vieler Branchen und 

Produkte wurde in der Vergangenheit durch vorwiegend inkrementelle Innovationen erheblich 

verbessert. Zunehmend sind jedoch auch radikale Innovationen und systemische 

Transformationen notwendig, die ohne gezielte Steuerungsimpulse aus Politik und 

Gesellschaft nicht verwirklicht werden.  

Die sozialwissenschaftliche Technikforschung hat detailliert herausgearbeitet, dass 

Technikentwicklung auch ein sozialer Prozess ist, der sich aus gesellschaftlichen Erwartungen 

und Leitbildern ebenso speist wie aus technischen Möglichkeiten (BIJKER und LAW 1994; RIP 

et al. 1995). Daraus folgt, dass technologische Trajektorien insbesondere im frühen Stadium 

des Innovationsprozesses als sozial gestaltbar angesehen werden (GUSTON 2008). Durch 

eine Umgestaltung von Prozessen der Forschung und Technologieentwicklung soll die 

Wissensproduktion transparenter, reflexiver, sozial robuster und nachhaltiger ausgestaltet 

werden (z. B. STILGOE et al. 2013; SCHNEIDEWIND und SINGER-BRODOWSKI 2013). 

Schließlich hat sich der Blick auf das Verhältnis zwischen Staat und Markt im 

Innovationsprozess verändert. Die Innovationsforschung hat die früher weit verbreitete 

Auffassung, die Politik dürfe keine Technologien favorisieren, da der Markt solche 

Entscheidungen effizienter treffe, durch empirische Studien widerlegt: Viele der erfolgreichen 

und bahnbrechenden Innovationen haben ihre Ursprünge nicht in privatwirtschaftlicher 

Innovation, sondern gehen auf staatliche Forschungsförderung zurück (MAZZUCATO 2014). 

Einflussreiche Innovationsstrategien basieren nicht selten auf weitsichtigen politischen 

Visionen und der strategischen Ausrichtung von öffentlichen Investitionen in Forschung und 

Entwicklung auf entsprechende Langfristziele (ebd.). Das bewusste Adressieren globaler 

gesellschaftlicher Problemfelder kann damit zum Erfolgsfaktor im internationalen Wettbewerb 

werden. 

75. Der Diskurs über transformationsorientierte Forschungs- und Innovationspolitik hat 

auch in Deutschland an Unterstützung gewonnen, bleibt aber vor allem in den etablierten 

Wissenschaftsorganisationen kontrovers. Kritiker des Konzepts der transformativen 

Forschung befürchten eine Instrumentalisierung der Wissenschaft durch gesellschaftliche 

Einzelinteressen, eine Schwächung der Forschungsfreiheit, Aufweichung von 
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Qualitätsanforderungen der Wissenschaft zugunsten von gesellschaftlicher Relevanz sowie 

eine Entgrenzung zwischen Politik und Wissenschaft zuungunsten beider Sphären (Die Zeit v. 

18. September 2014; STROHSCHNEIDER 2014; vgl. auch GRUNWALD 2015). 

76. Nach Auffassung des SRU sollten gerade öffentliche Investitionen in Forschung und 

Entwicklung auf nachhaltige Entwicklungspfade ausgerichtet sein, denn die Frage, ob und wie 

es der Menschheit gelingt, langfristig innerhalb der ökologischen Grenzen zu wirtschaften, ist 

die zentrale Herausforderung der Gegenwart. Diese Aufgabe muss aber sehr differenziert 

angegangen werden. Die Agenda transformativer Forschung ist für viele, aber längst nicht für 

alle Bereiche der Wissenschaft relevant.  

1.4.4.2 Anforderungen an eine transformationsorientierte Forschung 

und Forschungspolitik 

77. Bislang sind vor allem übergreifende Überlegungen angestellt worden, inwieweit sich 

transformative, nachhaltige bzw. verantwortungsvolle Wissenschaft von anderen 

Forschungsansätzen unterscheidet und welche Anforderungen sich daraus ergeben 

(STILGOE et al. 2013; OWEN et al. 2012; WBGU 2011; GRIEßHAMMER et al. 2012; OBER 

2014; Wissenschaftsrat 2015; SCHNEIDEWIND und SINGER-BRODOWSKI 2013). Dieser 

Literatur lassen sich eine Reihe von zentralen Anforderungen entnehmen. Im Wesentlichen 

soll die transformationsorientierte Forschung 

– lösungsorientiert zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen beitragen und 

dabei langfristige ökologische Grenzen und Knappheiten berücksichtigen sowie politische 

und gesellschaftliche Handlungsstrategien entwickeln, 

– technologische und soziale Innovationen im Zusammenspiel untersuchen und ein breites 

Spektrum an disziplinären Perspektiven im gesamten Forschungsprozess 

zusammenführen, 

– neben der wissenschaftlichen Qualität auch die gesellschaftliche Akzeptanz von 

Innovationspfaden sicherstellen, indem sie transparent arbeitet sowie relevante Akteure 

beteiligt und ihr Wissen nutzt. 

Bei der Frage, was solche grundsätzlichen Überlegungen konkret für die vielfältigen Formen 

von Forschung und Forschungsförderung bedeuten, steht die Diskussion jedoch noch relativ 

am Anfang. Ein Beispiel für die Konkretisierung solcher Anforderungen ist der von BMUB und 

UBA herausgegebene Wegweiser für politikrelevante Nachhaltigkeitsforschung (JAHN und 

KEIL 2012). 

78. Die forschungspolitischen Positionspapiere der Bundesregierung zeigen, dass 

angestrebt wird, die Forschungsförderung stärker auf zentrale gesellschaftliche Ziele 

auszurichten. Seit der ersten Revision der Hightech-Strategie im Jahr 2010 (BMBF 2010) sind 

der missionsorientierte Ansatz und die Orientierung an gesellschaftlichen Zielen ein zentrales 
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Element der Forschungs- und Innovationspolitik der Bundesregierung. Die neue Hightech-

Strategie von 2014 (BMBF 2014b) erweiterte zudem den Innovationsbegriff um soziale 

Innovationen und bezieht die Gesellschaft als zentralen Akteur mit ein. Darüber hinaus deuten 

zahlreiche Programme des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) – 

beispielsweise die Initiative „Zukunftsstadt“ und das Rahmenprogramm „Forschung für eine 

nachhaltige Entwicklung“ – auf eine Öffnung traditionell eher verschlossener Politiknetzwerke 

im Forschungsbereich hin. 

Inwiefern sich allerdings die Programmatik konkret in Strukturen, Inhalten und Instrumenten 

der Forschungsförderung (Projektförderung, institutionelle Förderung und Ressortforschung) 

widerspiegelt, ist noch nicht systematisch untersucht worden. Eine entsprechende Evaluation 

müsste auch notwendigerweise auf potenziell kontroversen, normativen Grundannahmen 

darüber beruhen, welches die gesellschaftlichen Herausforderungen sind und welche Art von 

Transformationen zu ihrer Überwindung benötigt werden. Prioritäre Herausforderungen 

können nicht durch die Wissenschaft allein, sondern müssen in einem offenen und 

pluralistischen Diskurs identifiziert werden (Wissenschaftsrat 2015, S. 19 f.). Einen breiten 

gesellschaftlichen Konsens über die grobe Ausrichtung zukünftiger Entwicklungspfade gibt es 

in Deutschland lediglich im Bereich der Energiewende. Da mit dem überparteilich unterstützten 

Energiekonzept langfristige Ziele bei der Umgestaltung des Energiesystems aufgestellt 

wurden, ist hier ein Abgleich mit aktuellen Forschungsprioritäten noch vergleichsweise robust 

möglich (BMWi/BMU 2010). 

1.4.4.3 Beispiel Energieforschung 

79. Eine vom SRU beauftragte Kurzstudie des Wuppertal Instituts zur 

Forschungsförderung der Bundesregierung im Energiebereich (FISCHEDICK et al. 2015) zeigt 

einerseits, dass die politischen Ziele und Prioritäten der Energiewende einen deutlichen 

Niederschlag gefunden haben. Die entsprechenden Forschungsausgaben wurden im Zuge 

der Energiewende deutlich erhöht, verstärkt werden inter- und transdisziplinäre 

Forschungsvorhaben gefördert und Beteiligungsmöglichkeiten an der Formulierung der 

Forschungsprogrammatik wurden ausgeweitet. Andererseits ist die Forschungsförderung zur 

Unterstützung des tiefgreifenden strukturellen Umbauprozesses des Energiesystems weiter 

durch einige Defizite gekennzeichnet (ebd.). Basierend auf der Studie kommt der SRU zu 

folgenden Einschätzungen: 

– Die Ziele der Energiewende spiegeln sich nicht durchgängig in der Programmatik der 

Forschung nieder, dies gilt insbesondere für die institutionelle Förderung. So floss 2013 fast 

die Hälfte der institutionellen Förderung für die Helmholtz-Gemeinschaft in die 

Fusionsforschung. Im gesamten Energieforschungsprogramm machten die Bereiche 

„Fusion“ und „nukleare Sicherheit und Endlagerung“ 2014 noch etwa ein Viertel aller Mittel 

aus. Die Verantwortung für eine Ausrichtung der Forschungsagenda auf Zukunftsfähigkeit 
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liegt aber auch bei den grundfinanzierten Forschungseinrichtungen selbst, da sie über 

große Spielräume bei der Definition ihrer Arbeitsschwerpunkte verfügen.  

– Obwohl die beteiligten Ministerien zum Teil ausführliche Berichte über ihre 

Energieforschungsausgaben erstellen, bleibt es für Außenstehende schwierig, Daten 

zusammenzustellen, die einen systematischen Abgleich der Forschungsprioritäten mit den 

Zielen der Energiewende erlauben. Wünschenswert wäre eine detaillierte und 

aufschlussreichere Aufschlüsselung der Energieforschungsausgaben aller Ressorts als 

bisher im Bundesbericht Energieforschung vorgenommen. 

– Der Fokus der Energieforschung des Bundes liegt weiterhin im technischen Bereich. Die 

nicht-technischen Dimensionen von Transformationen (ökonomische, gesellschaftliche und 

rechtliche Fragen) werden noch nicht ausreichend erforscht. 

– Einige für die Energiewende wichtige Themenbereiche (z. B. Rebound-Forschung, 

Energiesuffizienz) werden bislang zu wenig adressiert.  

– Das BMBF hat mit dem „Forschungsforum Energiewende“ einen relativ transparenten und 

beteiligungsoffenen Prozess angestoßen, der zukünftige Prioritäten der Energieforschung 

entwickeln soll. Allerdings haben Vertreter von zivilgesellschaftlichen Verbänden kritisiert, 

dass ihre Auffassungen und Vorschläge (z. B. die Finanzierung eines Kopernikus-Projekts 

im Themenbereich Energieeffizienz) im Ergebnis kaum berücksichtigt worden seien. An den 

entscheidungsrelevanten Gremien und Netzwerken der Energieforschungsgovernance 

sind gesellschaftliche Akteure noch nicht ausreichend beteiligt. So ist beispielsweise 

kritisiert worden, dass im Hightech-Forum – einem wichtigen innovationspolitischen 

Beratungsgremium der Bundesregierung – zwar ein Spektrum gesellschaftlicher Gruppen 

vertreten ist, darunter jedoch kein Repräsentant von Umweltschutzinteressen. Vertreter von 

Umweltverbänden berichten, dass etablierte Akteure ihre Interessen weiterhin gut 

durchsetzen können, während zivilgesellschaftliche Organisationen zu bestimmten 

informellen Netzwerken keinen Zugang haben (FISCHEDICK et al. 2015). Darüber hinaus 

fehlen zivilgesellschaftlichen Organisationen oft auch die finanziellen und personellen 

Ressourcen, um in erforderlicher Intensität zu partizipieren (ebd.). 

– Trotz der Einführung verschiedener Mechanismen zur Verbesserung der 

Ressortkoordination (Frühkoordinierung, gemeinsame Förderinitiativen etc.) ist die 

interministerielle Zusammenarbeit in der Energieforschung weiter deutlich 

verbesserungsfähig. Abstimmungsprozesse im Rahmen der Frühkoordinierung werden 

nicht selten auch dazu genutzt, politisch oder fachlich unerwünschte Forschungsprojekte 

eines anderen Ressorts zu verzögern oder zu blockieren. Ressortübergreifende Initiativen 

bleiben die Ausnahme. Die Bemühungen des BMBF, mit dem „Forschungsforum 

Energiewende“ und der Förderinitiative „Kopernikus-Projekte für die Energiewende“ stärker 

in der Energieforschung auch jenseits der Grundlagenforschung aktiv zu werden, werden 

vom federführend zuständigen BMWi kritisch betrachtet. An der Ausarbeitung der 
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Förderinitiative hat sich das BMWi nach Aussagen von Beobachtern daher nicht beteiligt 

(FISCHEDICK et al. 2015). 

1.4.4.4 Schlussfolgerungen 

80. Insgesamt sind bereits wichtige Anstrengungen unternommen worden, um nicht nur 

Förderprioritäten an aktuelle Politikziele anzupassen, sondern auch prozedurale 

Anforderungen wie Transparenz, Vernetzung, Inter- und Transdisziplinarität aufzunehmen. 

Der SRU würdigt ausdrücklich die Bemühungen der Bundesregierung – insbesondere des 

BMBF – die Agenda einer missionsorientierten und transformativen Forschungspolitik 

konstruktiv umzusetzen. Aufgrund der langjährig gewachsenen formellen und informellen 

Strukturen ist dies jedoch nur ein erster Schritt, um öffentliche Ausgaben für Forschung und 

Entwicklung stärker auf Transformationsprozesse auszurichten sowie die etablierten 

Netzwerke stärker zu öffnen. Ein noch deutlich ambitionierteres Umsteuern in der 

Forschungspolitik ist möglich und wünschenswert. Die Wissenschaft selbst sollte diesen 

Prozess durch eine systematisierende Reflexion der bisherigen Erkenntnisse und Erfahrungen 

unterstützen. Der SRU empfiehlt folgende Maßnahmen: 

– Transparenz und Beteiligung in der Forschungsgovernance stärken: Forschungspolitische 

Entscheidungsgremien sollten noch transparenter und beteiligungsoffener ausgestaltet 

werden, denn Entscheidungen über die Allokation von Forschungsmitteln haben immer 

auch eine normative Komponente. Die politische Kontroverse um die Besetzung des 

Hightech-Forums zeigt, dass eine Quotierung nach gesellschaftlichen Großgruppen nicht 

ausreicht, um breite gesellschaftliche Legitimation herzustellen. Wichtig ist, dass die 

Beteiligten ein angemessenes Spektrum an Werthaltungen, Rationalitäten und Argumenten 

repräsentieren. Für strukturell unterausgestattete, Gemeinwohlinteressen vertretende 

Organisationen müssen Wege gefunden werden, ihre Beteiligung an forschungspolitischen 

Prozessen auch finanziell zu fördern. Darüber hinaus sollten etablierte 

Wissenschaftsorganisationen (wie z. B. die Großforschungseinrichtungen und 

Wissenschaftsakademien) Ansätze entwickeln, um sich gegenüber der Gesellschaft stärker 

zu öffnen. Bei solchen Wissenschaftsakademien, die den Anspruch haben in Politik und 

Gesellschaft hineinzuwirken, erscheint beispielsweise das Verfahren der Kooptation von 

neuen durch bisherige Mitglieder nicht mehr zeitgemäß. 

– Forschung zu sozio-ökonomischen Transformationsbedingungen stärken: Die 

Technikentwicklung stellt nur ein Element von Problemlösungen dar. Ebenso wichtig ist es, 

gesellschaftliche Bedingungen für die Diffusion von Innovationen und die Umgestaltung 

sozio-technischer Systeme zu untersuchen. Diese Forschungszweige haben zwar in den 

letzten Jahren an Bedeutung gewonnen, sind aber weiterhin deutlich zu schwach 

ausgestattet. Der SRU spricht sich für eine deutliche Erhöhung der Mittel für die 

sozialwissenschaftliche Forschung zu zentralen Transformationsfeldern (z. B. Energie, 

Landwirtschaft und Verkehr) aus. 
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– Technologieentwicklung stärker sozialwissenschaftlich und partizipativ begleiten: Die 

Technikkontroversen der Vergangenheit haben gezeigt, dass gesellschaftliche Akzeptanz 

von Technologien und Infrastrukturen von zentraler Bedeutung ist. Das BMBF sollte daher 

Formate einfordern, die zivilgesellschaftliche Akteure im Rahmen von 

Technologieentwicklung frühzeitig beteiligen. Dies ist bei bestimmten Förderinitiativen 

(beispielsweise den „Kopernikus-Projekten für die Energiewende") bereits angelegt, sollte 

aber ausgeweitet und konkretisiert werden. Wichtig ist dabei, dass die gesellschaftliche 

Perspektive nicht in separaten Projekten bearbeitet, sondern in technisch orientierte 

Projekte integriert wird. 

– Langfristige Forschungsprioritäten definieren und Ressortzusammenarbeit verbessern: Es 

ist unvermeidlich, dass verschiedene Verwaltungseinheiten innerhalb der Bundesregierung 

mit unterschiedlichen Perspektiven und Prioritäten an Forschungsaufgaben herangehen. 

Bisher entspricht die Zusammenarbeit der Ressorts in vielen Fällen weiterhin eher dem 

Modell einer negativen Koordination (zum Begriff: SCHARPF 1993), bei der Initiativen eines 

anderen Ressorts abgewehrt werden, wenn sie eigenen Interessen zuwider laufen. Eine 

strategische, zukunftsorientierte Forschungsförderung kann jedoch nur gelingen, wenn ein 

gemeinsames Grundverständnis ressortübergreifend erarbeitet wird und Konflikte (z. B. 

über Zuständigkeiten oder zukunftsträchtige Technologiepfade) frühzeitig ausgeräumt 

werden (positive Koordination). Die Prioritäten der langfristigen Forschungsförderung 

sollten von den betroffenen Ressorts gemeinsam formuliert werden. Dies erfordert neben 

Gremien und Initiativen (interministerielle Arbeitsgruppen, gemeinsame Förderinitiativen) 

auch einen kulturellen Wandel in der Verwaltung, der bislang erst in Ansätzen erkennbar 

ist. 

– Förderung nicht mehr zeitgemäßer Forschungsbereiche beenden: Es sollte systematisch 

überprüft werden, welche Forschungsbereiche angesichts der aktuellen politischen 

Zielstellung sowie der technischen Entwicklungen nicht mehr förderwürdig sind. Dies 

könnte im Energiebereich beispielsweise Forschung zur Extraktion von fossilen 

Ressourcen oder zur inkrementellen Verbesserung von Kohlekraftwerken betreffen. Bei der 

Fusionsforschung mag die politische Entscheidung, sie als Zukunftsoption nicht vollständig 

aufzugeben, vertretbar sein. Angesichts anderer drängender, unmittelbarer 

Herausforderungen bei der Energieversorgung (Dekarbonisierung des Verkehrssektors, 

Lastmanagement, Netze, Energiespeicherung etc.) hat die Fusionsforschung nach 

Auffassung des SRU derzeit jedoch keine hohe Priorität. Es sollte daher kurzfristig überprüft 

werden, inwiefern Ausgaben gesenkt oder zeitlich gestreckt werden können, ohne die 

bestehenden Forschungsinfrastrukturen im Kern zu gefährden. Darüber hinaus sollte die 

grundsätzliche Sinnhaftigkeit der Fusionsforschung im Lichte aktueller Kosten- und 

Technologieentwicklungen regelmäßig überprüft werden. 
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1.5 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen 

81. Eine ökologische Modernisierung wird nicht mehr ausreichen, die im 

7. Umweltaktionsprogramm der Europäischen Union verankerte Vision eines „guten Lebens 

innerhalb planetarischer Grenzen“ zu erreichen. Ein Wirtschaften innerhalb der 

Belastbarkeitsgrenzen unseres Planeten erfordert sehr weitreichende Verminderungen der 

Ressourceninanspruchnahme und der Schadstoffemissionen. Diese sind durch 

technikbasierte Innovationen alleine nicht erreichbar. Es bedarf daher einer Erweiterung des 

Innovationsverständnisses um die Dimensionen kulturellen, gesellschaftlichen und 

institutionellen Wandels. Vorrangige Aufgabe der Umweltpolitik wird es sein, die Idee 

entsprechend umfassend ausgerichteter ökologischer Transformationen weiterzuentwickeln 

und in konkrete Handlungskonzepte umzusetzen. 

Plädoyer für eine transformationsor ient ierte Umweltpolit ik  

82. Umfassende Transformationen können nur gelingen, wenn kulturelle, politische, 

ökonomische und institutionelle Veränderungen im Rahmen einer Koevolution in eine ähnliche 

Richtung weisen. Dies lässt sich jedoch staatlich nicht verordnen. Man kann hier von einem 

Steuerungsparadox sprechen. Es zeichnet sich dadurch aus, dass es einen erhöhten 

Steuerungs- und Koordinationsbedarf gibt, ohne dass es für die vielen Trends ein 

Steuerungszentrum gibt. Gerade deshalb bleibt der Staat mit all seinen rechtlichen, 

finanziellen und symbolischen Ressourcen von zentraler Bedeutung. An ihn stellen sich sogar 

zusätzliche Anforderungen.  

So benötigt die Umweltpolitik weiterhin anspruchsvolle langfristige Ziele mit Zwischenschritten, 

um Öffentlichkeit, Wirtschaft und Politik Richtungssicherheit und den vielfältigen 

Einzelaktivitäten eine Orientierung zu geben. Auf europäischer Ebene leisten dies die 

langfristigen Fahrpläne für eine klimaschonende Wirtschaft oder die Kreislaufwirtschaft, auf 

nationaler Ebene spielen hierfür die Fortschrittsberichte zur Nachhaltigkeitsstrategie und das 

geplante integrierte Umweltprogramm eine zentrale Rolle. Der SRU empfiehlt daher, dass im 

Rahmen dieser Strategien und Programme konkrete umweltpolitische Handlungsziele für 2030 

und – wo sinnvoll – auch für 2050 formuliert werden. Solche Ziele müssen mit 

Maßnahmenprogrammen glaubwürdig unterlegt werden.  

Von besonderer Bedeutung ist die öffentliche Kommunikation des umweltpolitischen 

Handlungsbedarfs: Ein hohes Wohlstandsniveau und Friedenssicherung sind nur unter der 

Voraussetzung eines grundlegenden ökologisch motivierten Wandels dauerhaft möglich. Um 

solche Zusammenhänge erkennbar zu machen und breite gesellschaftliche Unterstützung zu 

gewinnen, bedarf es entsprechender „großer Erzählungen“. 

Unvermindert wichtig bleibt eine effektive Umweltpolitikintegration. Umweltpolitische Ziele 

müssen in strategische sektorale Handlungsziele übersetzbar sein und in den verschiedenen 

Ministerien auch handlungsorientierend werden. Der SRU hat bereits in früheren Gutachten 
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Instrumente einer besseren Umweltpolitikintegration vorgeschlagen, wie die gemeinsame 

Federführung für Querschnittsthemen, ein suspensives Vetorecht für das Umweltministerium 

oder eine verstärkte Unterstützung durch das Bundeskanzleramt (Mainstreaming).  

Transformationen sind wissensintensiv. Dies gilt insbesondere für die Analyse der 

Problemstruktur, der sozio-technischen Handlungsoptionen, der Treiber des Wandels, der 

Narrative, der institutionellen Hemmnisse und der unerwünschten Nebenfolgen. Aus diesem 

Grunde wird die Transformationsforschung zur zentralen Erfolgsbedingung, auch um dem 

Steuerungsparadox ein Stück weit zu begegnen. Die Bundesregierung, insbesondere das 

BMBF, unternimmt bereits wichtige Anstrengungen, um nicht nur Förderprioritäten an 

langfristige Politikziele anzupassen, sondern auch prozedurale Anforderungen wie 

Transparenz, Vernetzung, Inter- und Transdisziplinarität aufzunehmen. Um die langjährig 

gewachsenen formellen und informellen Strukturen zu verändern, ist aber ein noch deutlich 

ambitionierteres Umsteuern in der Forschungspolitik wünschenswert. Alle Ressorts sollten ihre 

Forschungsaktivitäten mit Blick auf Transformationsanforderungen überprüfen, die Förderung 

nicht mehr zeitgemäßer Forschungsbereiche beenden sowie Transparenz und 

zivilgesellschaftliche Beteiligung stärken. Die Tatsache, dass Transformationen sozio-

technischen Wandel erfordern, sollte systematisch bedacht werden. Dies bedeutet 

insbesondere, dass die Sozialwissenschaften in die Programmgestaltung umfassend integriert 

werden und nicht nur als Anhang einer technikorientierten Forschungsagenda betrachtet 

werden. Forschungsergebnisse können Anlass und Hebel sein, um gemeinsame 

Vorstellungen über sinnvolle Pfade der Transformation zwischen Politik, Wirtschaft und 

Gesellschaft zu entwickeln. Aus diesem Grunde sollten Forschungsdialoge und 

ressortübergreifende Forschungsinitiativen ausgebaut werden. 

83. Eine transformationsorientierte Politik muss alle Phasen eines 

Transformationsprozesses situationsgerecht im Blick behalten. Idealtypisch wird zwischen 

Nischen, der schnellen Hochskalierung und der Durchsetzung eines neuen Modells 

unterschieden. 

Nischen, Reallabore und Pilotprojekte spielen in der Anfangsphase von 

Transformationsprozessen eine besondere Rolle. Die Bundesregierung benötigt stärker als 

bisher systematisch aufbereitete Informationen, die frühzeitig gesellschaftliche Trends und 

Veränderungen erfassbar machen. Bedenkenswert wäre ein regelmäßig erscheinender 

Bericht der Bundesregierung über Nischen ökologischer Transformationen, der sich qualifiziert 

mit deren Entwicklungs- und Problemlösungspotenzialen, Hemmnissen und 

Entfaltungschancen befasst. 

Nischen bedürfen einer unterstützenden Politik, die im Idealfall eine Hochskalierung 

erfolgreicher Technologien aber auch sozialer Innovationen bewirkt, so wie es in den letzten 

15 Jahren mit dem von Bürgern mitgetragenen Ausbau der Windkraft und der Photovoltaik 

gelungen ist. In der Phase, in der Innovationen sich aus der Nische heraus im Markt 
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durchsetzen, werden Verfahren gebraucht, um zukunftsfähige Gewinnerindustrien zu 

identifizieren. In solchen Phasen sind, wegen des engen Zusammenhangs zwischen neuen 

Technologien und den zumeist stark regulierten oder staatlich finanzierten Infrastrukturen, 

sorgfältig vorbereitete und umfassend geprüfte technologiepolitische Entscheidungen 

unausweichlich. Solche Weichenstellungen benötigen allerdings eine regelmäßige Evaluation. 

Das Konzept einer „reflexiven“ Governance, die immer wieder technologiepolitische 

Weichenstellungen auch auf ihre unbeabsichtigten Folgewirkungen überprüft und 

gegebenenfalls anpasst, hat hierbei eine zentrale Bedeutung. Nur durch lernende 

Innovationssysteme können Fehlentscheidungen korrigiert werden – so wie es zum Beispiel 

bei der Bioenergiepolitik erfolgt ist. Durch sie können aber auch strategisch richtige 

Innovationspfade regelmäßig verstärkt werden. 

Schließlich kommt der Bundesregierung die besondere Verantwortung zu, den notwendigen 

Strukturwandel gesellschaftlich zu vermitteln und ein Mindestmaß an Konsens zu suchen, 

einen langfristorientierten Ordnungsrahmen für den Strukturwandel zu entwickeln und diesen 

sozialpolitisch zu flankieren. Der SRU hat diese Aufgabe zuletzt in einem Kommentar zur 

Zukunft der Kohle bis 2040 begründet. Innovative und auch strukturkonservative Akteure 

müssen dabei eingebunden und neue Formen gesellschaftlicher Partizipation über die 

Beteiligung organisierter Verbände hinaus gefunden werden. 

84. Nationale Transformationen müssen immer im europäischen Kontext gedacht werden. 

Nationale Politik erfährt durch die EU Handlungsrestriktionen, aber auch Handlungs- und 

Gestaltungsaufträge. So hat die Europäische Kommission langfristige Fahrpläne für eine 

klimaschonende, ressourceneffiziente und resiliente Wirtschaft entwickelt. Die 

Bundesregierung sollte diese Fahrpläne aktiv aufgreifen, sie weiterentwickeln, konkretisieren 

und vor allem durch eine eigene vorbildliche Praxis verstärken. 

Zugleich sollte sie einer Agenda, die versucht, wirtschaftliche Interessen gegenüber 

öffentlichen Anliegen wie dem Umweltschutz einseitig zu privilegieren, eine klare Absage 

erteilen. Insbesondere das Vorhaben der Europäischen Kommission, im Rahmen einer 

Strategie für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung eine weitergehende nationale 

Umweltpolitik zu unterbinden und eine 1:1-Umsetzung europäischer Vorgaben anzustreben, 

ist nicht sachgerecht und widerspricht dem Sinn und Zweck des EU-Vertrags. 

Aktive Vorreiterpol it ik betreiben  

85. Vorreiter sind für die Dynamik sowohl der europäischen Umweltpolitik als auch der 

internationalen Umweltpolitik unverzichtbar. Umweltpolitische Vorreiter zeichnen sich dadurch 

aus, dass sie Neuerungen umsetzen, die vorbildlich sind und die von anderen Ländern 

nachgeahmt werden. Politisch und wirtschaftlich erfolgreich sind sie vor allem dann, wenn sie 

ihre Erfahrungen international aktiv kommunizieren, Allianzen bilden und somit Impulse für 

transformative Politikansätze und die internationale Diffusion von Erfolgsstrategien geben. 
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Insgesamt hat Deutschland hervorragende Voraussetzungen für eine Vorreiterpolitik. Hierzu 

gehören das hohe wirtschaftliche Entwicklungsniveau, der hohe Anteil innovationsorientierter 

Industrien, der große gesellschaftliche Rückhalt für Umweltfragen sowie die erheblichen 

Wissens- und Forschungskapazitäten. Der SRU empfiehlt der Bundesregierung daher, 

umweltpolitisches Vorreiterverhalten zum allgemeinen Markenzeichen deutscher Umwelt- und 

Nachhaltigkeitspolitik zu machen. Deutschland war und ist in einigen Handlungsfeldern 

durchaus als Vorreiterland einzustufen, in anderen Handlungsfeldern fehlen jedoch langfristige 

Leitbilder und die Bereitschaft, europäische Reformtrends zu unterstützen. 

Kl imapol it ik  

86. Die Energiewende ist das bisher am weitesten reichende Beispiel einer transformativen 

Vorreiterrolle. Deutschland hat ehrgeizigere kurz- und mittelfristige Klimaschutz- und 

Ausbauziele für erneuerbare Energien im Stromsektor als die EU, einen langfristigen Fahrplan 

und mittelfristige zielorientierte Handlungsprogramme, wie den das Aktionsprogramm 

Klimaschutz 2020 und den Klimaschutzplan 2050. Die Energiewende findet breite 

gesellschaftliche Unterstützung, nicht zuletzt auch weil sie nicht nur ein Projekt weniger 

Energieversorger ist, sondern weil viele Bürger direkt oder in Form von Beteiligungen den 

Ausbau der erneuerbaren Energien vorantreiben. Das Handlungsprogramm sollte allerdings 

nachgebessert werden. Für den weiteren Erfolg der Energiewende im Stromsektor ist – neben 

vielen anderen Herausforderungen – entscheidend, dass die Kohleverstromung zügig 

verringert wird. Nur wenn ein Konsens zum Ausstieg aus der Kohleverstromung gelingt, wird 

auch die Energiewende gelingen können.  

Deutschland war bisher Motor der europäischen Klimapolitik und hat verbindliche und 

dynamische europäische Ausbauziele für die erneuerbaren Energien und große nationale 

Freiräume für eine situationsgerechte Instrumentenwahl vertreten. Mit der Agenda für eine 

europäische Energieunion hat dieser Erfolgsansatz in der EU an Rückhalt verloren. Umso 

wichtiger ist es, dass Deutschland auch die europäische Energiewende aktiv vorantreibt.  

Kreislaufwirtschaft  

87. Mit hohen Recyclingquoten und dem Ende der Deponierung unvorbehandelten Abfalls 

hat Deutschland im europäischen Vergleich ein weit überdurchschnittlich anspruchsvolles 

abfallwirtschaftliches Niveau erreicht. Die unter heutigen Bedingungen durch das 

abfallrechtliche Instrumentarium wirtschaftlich erschließbaren Potenziale für eine umfassend 

konzipierte Kreislaufwirtschaft sind vielfach schon ausgeschöpft. In Deutschland befindet sich 

die Kreislaufwirtschaft daher nach zwanzig Jahren bereits an der Schwelle zu einer „zweiten 

Generation“: Es geht in der Weiterentwicklung der Kreislaufwirtschaft um Innovationen im 

Produktdesign und der Produktverantwortung. Hierdurch sollen möglichst langlebige 

Produkte, die Verwendung wiederverwertbarer Komponenten und das Recycling hochwertiger 

Rohstoffe ermöglicht werden.  
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Allerdings kann man von einer deutschen Vorreiterposition ohne aktive Europäisierung 

sprechen. Die Chance einer Europäisierung der anspruchsvollen deutschen Vorgaben für die 

Deponierung unbehandelten Abfalls und für das Recycling von Siedlungsabfall ist im Vorfeld 

des ersten Kommissionsvorschlages für eine Kreislaufwirtschaft von 2014 auch wegen 

fachlicher Differenzen zwischen Europäischer Kommission und dem BMUB verpasst worden. 

Anlässlich der Neuvorlage des Kreislaufwirtschaftspaketes der Europäischen Kommission im 

Dezember 2015 empfiehlt der SRU daher eine engere Verkoppelung zwischen den Fach- und 

den politischen Ebenen auf nationaler und europäischer Ebene sowie einen profilierteren, 

öffentlichkeitswirksamen politischen Auftritt Deutschlands. Dafür ist ein Zusammenwirken 

ambitionierter Akteure im europäischen Mehrebenensystem unerlässlich. Deutschland sollte 

sich hier klar zu einer Vorreiterrolle bekennen und Impulse für den europäischen 

Gesetzgebungsprozess setzen.  

Hinsichtlich der Herausforderung eines verbesserten Produktdesigns empfiehlt der SRU, das 

„weiche“ Handlungsprogramm von ProgRess II um ordnungsrechtliche und 

marktwirtschaftliche Instrumente zu erweitern.  

Biodiversität und Landwirtschaftspolit ik  

88. Gerade im Problemfeld Landwirtschaft und Biodiversitätsschutz spielt die europäische 

Politikebene mit ihren wirkmächtigen Instrumenten eine zentrale Rolle. Bei der Integration von 

Umweltbelangen in die Agrarpolitik nimmt Deutschland jedoch weder bei der 

Weiterentwicklung der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik noch in der Umsetzung und 

Gestaltung nationaler Politiken eine Vorreiterrolle ein. Aus der Perspektive des Natur- und 

Gewässerschutzes besteht ein erheblicher Reformbedarf. Eine Öffnung der agrarpolitischen 

Entscheidungsfindung gegenüber den heute sehr vielfältigen Interessen sollte oberste Priorität 

erhalten. Das betrifft insbesondere Interessen an einer umweltschonenden Landwirtschaft 

sowie an Natur-, Tier- und Verbraucherschutz. Ein wichtiger Schritt wäre die Entwicklung eines 

Leitbilds einer nachhaltigen Landwirtschaft, an dem sowohl die landwirtschaftlichen als auch 

die Umweltakteure zu beteiligen sind. Ohne institutionelle Änderungen, die für die 

notwendigen, weitreichenden Reformen Sorge tragen, wird dies nicht gelingen. Der SRU 

betont deshalb, dass ein Einvernehmen der Umweltministerien und Umweltverwaltungen auf 

allen Ebenen bei agrarpolitischen Fragen von hoher ökologischer Relevanz erforderlich ist. 
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